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Stnutmzeichen in England und Frankreich.

Generalſtreik in England am 22. März.

wen e

Londoner Meldungen zufolge hat ſich die innere Kriſis
in England weiterhin verſchärft. Die Regierung
iſt den Wünſchen der Arbeiter ſehr entgegenge-
kommen. Augenblicklich wird ein Geſetz über die So ziali-
ſierung der Bergwerke ausgearbeitet, nichtsdeſtoweniger iſt
die Haltung der Arbeiterſchaft ſehr drohend. Die Bergleute

haben den Generalſtreik für Sonnabend den
22. März proklamiert. Jn politiſchen, wie in Handels
kreiſen glaubt man, daß dieſer Streik innerhalb zehn Tagen die

Desorganiſation des geſamten engliſchen
Wirtſchaftslebens zur Folge haben wird. Man hegt
jedoch immer noch eine ſchwache Hoffnung, daß ſich wenigſtens
die Eiſenbahnarbeiter zu Konzeſſionen bereitfinden.

Eine Arbeiterregierung für England.

Sinne weitere Meldung beſagt: Nach Londoner Preſſemel-
dungen bereiten die engliſchen Vergarbeiter, Eiſenbahner und
Transportarbeiter für den nächſten Sonnabend den
Generalftreik vor. Der Führer der Eiſenbahner, Thomas,
erklärt, daß England eine Arbeiterre gierung haben
müſſe, welche die Rechte der Bürger reſpektiert und überhaupt
ausſchlie ſich auf deren Nechten aufgebaut ſei.

Soſortiger Friedeusſchluß verlangt.

Wie der Korreſpondent des „Secolo“ aus London meldet,
iſt die öffentliche Meinung Englands über die Forderung Wil-
r ſehr beunruhigt, den Völkerbundsentwurf in

en Friedensvertrag auſzunehmen. Man ſieht darin
eine erhebliche Verzögerung des Friedensſchluſſes. Es wird be-
ürchtet, daß infolge der Ungewißheit über den Friedensſchluß
ie innere Loge in England wie in Frankreich ſehr verſchärft wer-

den konn, und man glaubt, daß angeſichts der Haltung der Ar
beiterſchaßt, auf dieſe Weiſe eine

Revolutionsgefahr für alle Länder

entſteht. Die engliſchen Blätter ohne Unterſchied der Parteirich-
tung betonen die Not wendigkeit eines ſofortigen

riedensſchluſſes mit Deutſchland und erklären,
daß Wilfon fich damit begnügen ſolle, die Grundgeſetze des
Völkerbundes in den Friedensvertrag mit aufzunehmen.

Die Lage iſt gefährlich.

Telegraaf“ meldet aus London, daß Lloyd Georgem Hinblick auf die Schwierigkeiten mit der engliſchen Arbeiter

ſt den Arbeiterführer Thomas erſucht hat, ſofort nach
rankre ich zu kommen. Thomas begab ſich im Flugzeug

nach Paris. Vor ſeinem Fluge ſagte Thomas zu Journaliſten,
die Ausſichten ſeien ſehr ſchlecht. Nach dem „Nieuwe

h hes „Dai ro die e in dera eher Sag s enbezeichnet der e el
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Tämmernde Erkenntnis in Frankreich.
dach Meldungen aus Paris findet zwiſchen der linksradi-

kalen Preſſe und den rechtsſtehenden Blättern eine ſcharfe Pole-
mik über die Gefährdung der internationalen
Lage durch gewiſſe Tendenzen ſtatt. Das Gewitter, ſo heißt es,
ſteigt überall herauf. Jn Rußland, Deutſchland, im alten
Oeſterreich ſtreben die Völker mit aller Kraft nach einer neuen
ſozialen Ordnung. Auch bei uns in Frankreich werden die
Fällickeitstermine feſtgeſetzt. Ueberall macht ſich eine Beun-
ruhigung der Geiſter bemerkbar. Währenddeſſen verſfuchen un
ſore Kreiſe einzig einen Gewaltfrieden aufzubauen.

Auch „Journal des Debats“ macht ein Zugeſtändnis an die
Ströznung und fragt, ob die Pariſer Konferenz ein neues Drama
vorbereitet. Während man ſich um die Gebietsfetzen reiße,
nehane die allgemeine Desorganffation in der ganzen Welt mit
unheimlicher Schnelligkeit zu. Das Blatt ſieht die einzige
Rettung in dem Völkerbund und erinnert warnend
an den Zuſammenbruch der heiliogen Allianz.

Kbtürzung der Friedenskonferenz?

Fach einer Pariſer Meldung des „Daily Telegraph“ wird
die Behandlung einer grezen Anzahl von Fragen, die die
Friedenskonferenz erledigen ſollte, zurückgeſtellt um ſpä
ter durch den Rat des Völkerbundes erledigt zu werden. Auf
dieſe Weiſe hofft man, die Arbeiten der Friedenskonferenz be
deutend abzukürzen.

Ein Vorfrieden ohne Debatte?
Der Vorſitzende der deutſchen Waffenſtillſtandskommiſſion

in Spaa hat in einer Rote un Aufklärung erfucht, ob die Alli-
ierten nach dem von der engkiſchen und franzöſiſchen Preſſe mit
geteilten Erklärungen Lloyd Georges und Pichons zu verfahren
gedenten, nach denen man den Deutſchen nicht geſtatten will,
über den Vorfrieden zu debattieren.

Wilſon für den gerechten Frieden.

Haag, 19. März. Eig. Drahtber.) Aus Paris wird
gemeldet: Frankreich und England beantragen einen ſchleunigen
Friedensſchluß mit Deutſchland, auch wenn um dieſer Beſchleu
nigung willen die Löſung der öſterreichiſchen und der türkiſchen
Frage verſchoben werden müſſe. Wilſon hat jedoch dem Wunſch
ſeiner Alliierten nicht entſprochen, mit der Begründung, ein be-
ſchleunigter Frieden mit Deutſchland würde die Aufnahme der
Völkerbundsverfaſſung in den Friedensvertrag erſchweren oder
unmöglich machen. Die Aufnahme der Völkerbundsverfaſſung
würde das wirkſamſte Mittel ſein, um die Schärfe der
Friedensbedingungen zu mildern.

Eine Kundgebung gegen Wilſon.

Großes Aufſehen hat in Paris eine im Eispalaſt veran
ſtaltete Veriammlung von 500 amerikaniſchen Offi-
zieren hervorgeruſen, die ſich zu einer großen Proteſtkund-
gebung gegen Wilſon geſtaltete.

Die abgeänderte Völkerbundverfaſung-
Die internationale Völkerbundkonferen z

in Bern hat auf Aufforderung der von Präſident Wilſon ge
leiteten Völkerbund skommiſſion der Pariſer Konferenz folgende
Abänderung des Vorentwurfes für eine Völkerbun d-
verfaſſung vorgeſchlagen:

Statt der vorgeſchlagenen Delegiertenverſammlung ſoll ein
aus direkten Volfswahlen hervorgegangenes Völkerparla-
ment geſchaffen werden, dem die alleinige geſetzgebende
Gewalt zuſtehen ſoll. Auf je eine Million Wäahlberechtigte
ſoll nach dem Proportionalwahlſyſtem ein Abgeordneter zum
Völkerparlament kommen. Der Völkerbund ſoll alle Staaten
umfaſſen, die das Selbſtbeſtimmungsrecht haben und
die zur Ausführung der Beſtimmungen des Völkerbundes hin
reichende organiſatoriſche Einrichtungen auftöeiſen. Dem jüdi-
ſchen Volk kommt das Recht zum Beitritt zum Völkerbund
grundſätzlich zu. Dem Heiligen Stuhl möge eine Stel
tung im VPölkerbun i Ein internatid-
nale-
geſchaffen werden, deren Entſcheidungen ſich die Staaten unter
Ausſchluß jeden Krieges zu unterwerfen haben.

Ein Sieg der Vernunft

Gekegentlich einer Unterhausdebatte erklärte Bonar-Law,
daß die Pariſer Konferenz noch keinerlei bindende Beſchlüſſe über
die Höhe der deutſchen Kriegsentichädigung gefaßt habe. Jm
Namen der engliſchen Regierung könne er erklären, daß Groß
britannien nicht daran denke, von Deutſchland den ganzen Be
h Rebegeteen zu fordern. (Wirküch ſehr

„mißverſtändniſſe“ im Zentrum
Die Haltung der Zentrumsfraktion in der Nationalver
fammlung zu der Frage der künftigen Stellung der Arbeiterrät
und zur Sozialiſterung hat in den Maſſen der Zentrumswähle
Beunruhigung und Unzufriedenheit erregt. Die „K. Volksztg.“
das führende Zentrumsblatt Weſtdeutſchlands, möchte alles zum
beſten kehren, kann aber nicht leugnen, daß „in den letzten Tagen
hier und da die Gefahr eines Mißverſtändniſſes zwiſchen Wätz
lerſchaft und Fraktion nahegerückt zu ſein ſchein.“ Gerade der
dipiomatenhaſt vorſichtige Ton, in dem das geſagt wird, zeigt
die Schwere der Bejorgnis. Und die „Köln. Volksztg.“ verrät
auch die Gründe derſelben und der Enttäuſchung, die den Wäh-
lern die ſeit dem Januar gänzlich veränderte Haltung der Frak-
tion bereitet hat. Zwiſchen dem jetzigen Zentrum. das an der
ſozialiſtiſche demokratiſchen Regierung beteiligt iſt. und der
„Chriſtlichen Volkspartei“, die bei den Nationalverſammlungs-
wahlen im Bunde mit den rechtsſtehenden Parteien zum Kampf
gegen die Sozialdemokratie aufrief. beſteht kaum noch etwas
Gemeinſchaftliches. Das muß das Kölniſche Zentrumsbliatt,
wenn auch mit gewundenen Worten zugeben; es ſchreibt: „Aks
die Frage der Bildung einer Koalitionsregierung zur Debatte
ſtand. gab es manchen in unſeren Reihen, der es am liebſten
eſehen hätte, wenn das Zentrum ein Zufammenärbeiten mit

der Sozialdemokratie abgelehnt hätte. Einmal wurde geltend
gemacht, daß der Wahlkampf doch gegen die Sozialdemokratie
geführt worden iſt, und daß es deshalb ein Unding w.
felben Sozialdemokratie zuſammenzuarbeiten.
auf die fundamentalen Gegenſätze hingewieſen, die uns von der
Sozialdemokratie trennen, und endlich meinte man es ſei das
beſte, die Sozialdemokratie ſich ſelbſt zu überlaſſen um den
Karren allein aus dem Dreck zu ziehen, in den ſie ihn hinetu-
gefahren hätte.“ Allerdings waren die Wähler der „Christ-
lichen Volkspartei zu ſolchen Forderungen berechtigt. Aber
bezeichnenderweiſe kennt die „Kölniſche Volkspartei jekt die
Partei nur noch unter dem alten Namen Zentrum: die Firma
„Chriſtſiche Volkspartei iſt. nachdem ſie bei den Wahlen als
Köder gedient hatte. zum alten Eiſen geworfen. Und nun R
die Fraktion des Zentrums ſo weit. daß ſie auch bei der dauern
den Verankerung“ des Räteinſtems und bei dem Sozialiſieruna--
geſetz mitmwocht. „Der Verſuch wuß gemacht werden dekretfert
das rheiniſche Zentrumsblatt: die Wähler müſſen ſich mit ihrem
beſchränkten Untertanenverſtande tröſten und den Mund haften
oder. etwas höflicher ausgedrückt- „Eine gewiſſe Zurſickhaltung
im Urteil iſt ſo lange notwendig. bis die Gründe welche die
Politik der Fraktion in einem beſtimmten Falle beeinfluſſen be
kannt ſind Weshatb aber macht man aus den Gründen ein
ſo tiefes Geheimnis Denn das Recht der Wähler über die
Haltung ihrer Abgeordneten Rechenſchaft zu verlangen. muß
das Zentrumsblatt zugeſtehen „Auf der anderen Seite hat ma
türlich auch die Jentrumspartei im Lande das Recht zu besan-
ſpruchen, daß die Zentrums miniſter nicht unter dem Einfluß
ihrer Umgehnng einer Miwikrn unterſiegen, bei der ſie einen
ſozioliſtiſch ſchillernden. Anſtrich hekommen.“

Man hat aber in den Kreiſen der Zentrumsfraktion offenbe
das unheimliche Gefühl, daß man nicht nur äußerlich ein ſozt-
liſtiſches Ausſehen erhalte, ſondern bei der Sozialiſierung auch
ſelbſt mit ſozialiſiert werden könne. Deshalb beeilt ſich die „Köhn.
Volksztg.“ zu verſichern: „Jn dem Augenblick. wo der Je
trumsſfraktion Verleugnung ihrer Grundſätze zugemutet würde.
wäre ihr der Weg vorgezeichnet und ſie würde nicht zögern. ihn
zu betreten.“ Bei der Beteiligung an der gegenwärtigen Re

ierung könne es ſich nur um eine politiſche Vernunſftehe“ hamgierung tonne es adeln. Kein ſehr glüdliches Bild. zumal für Karholiken, denen
bekanntlich die Ehe als unlösbar gilt. Das ärgſte bei der Sacht
aber iſt, daß das Zentrumsblatt ſelbſt verrät. daß man otzm
rechtes Vertrauen auf einen glücklichen Erfolg mitmacht: es be
merkt wie beiläuſig; „Selbſt wenn der Verſuch in unſerem
Vaterland eine neue Ordnung aufzubauen, fehlſchlagen ſollte
könnte nur ein Tor das Zentrum dafür mitverantworthkä
machen; die Schuld läge dann ganz anderswo.“ Wie man ein
Experiment einſchneidendſter Art unterſtützen darf, wenn war
von vornherein jede Verantwortung für das Mißlingen
ablehnt. iſt eine Gewiſſensfrage., an der manleicht nicht porüberkommt. Für eine derartige Politik der „Ves
nunſt“ muß ein ganz beſonderer Grund beſtimmend ſein. Und
man geht wohl nicht fehl. wenn man ſagt: das Zentrum, die
Politiker der Partei kommen von den Einflüſſen nicht los. die
ſich in dem Namen Erzbergers verkörpern. Das iſt die
Feſſel. die ſie immer wieder bindet. Jn der katholiſchen Wäh.
lerſchaft hat fich ja ſchon lebhaft genug die Forderung erhoben.
man ſolle von Erzberger und ſeiner Politik abrücken. Gröbet
hat als Programmredner des Zentrums erklärt: „Ohne die Rs
volution hätten wir längſt den Frieden Aber man macht die
Politik der Elend sverlängerer dennoch mit, wes
Erzberger der Prophet und der böſe Geiſt des Zentrums und
leider auch Deutſchlands iſt. Gegen ihn kommt die „Chriſtliche
Volkspartei nicht auf, denn ſie iſt längſt wieder im Zentrum
untergegangen.

Weiter wurde
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Die Lebensmittelabkommen.

Die Finanzfrage bei der Verſorgung Europas
erklärt in einer Unterredung mit dem Pariſer Bee der „Daily de e ſchwierigſte Teil des

nsmittelproblems ſei die Fi frage. ropa könnet for en, ſeine ſtüſigen Reſerven auszugeben, um

edit verſchaffer. Die Reſerven an Kredc der ganzen Welt wären für die Verſorgung Europas

icht usreichend, wenn es nicht ſofort
zur Produktion von Vedarfsartikeln

Prnnenre, Wenn Europa nicht in ſehr kurzer zur Ar
eit zurgckkehrt, ſo werden wir in einem Jahre eine

Wiederholung der jetzigen Nahrungsmittelkriſe erleben. Wir
müſſen ſo raſch wie möglich Frieden haben, und
Sann können alle Länder zur Arbeit zurückkehren

Die erſten Lebensmittelſchiffe.

Laut „Daily Mail werden am 28. März vier engkſche
Dampfer mit Lebensmitteln nach Deutſchland abgehen mit dem
Beſtimmungsort Hamburg. Der Wert und die Ladungen ſind
unbekannt.

Die „MorningPoſt“ meldet: Aus Hoboken ſtnd Sonn
abend 21 Lebensmitteldampfer nach Rotterdam ausgelaufen,
die für die Mittelmächte beſtimmt ſind. Die deutſche Handels
flotte wird am erſten Tade der nächſten Woche aus den deutſchen
Häfen guskbaufen.

Lebensmittelprän en.

Wie verhautet, iſt beabſichtigt, aus gewiſſen auf Grund des

r der Entente eingeführten Lebens-
mitteln, beſonders Fett und Speck, Reſerven anzulegen, um
denjenigen Schwerarbeitern, beſonders im Bergbau, die ihre
Arbeitsleiſtung von Monat zu Monat ſteigern, entſprechend die
ſen Mehrleiſtüngen Prämien nicht in Geld, ſondern in Lebens
mitteln gewähren zu können.

Was ſofort geliefert werden kann.
Einer Reutermeldung zufolge ſind von den verſchiedenen

Alliierten Regierungen als fofort lieferbar angegeben: Von der
britiſchen Regierung 30 000 Tonnen Speck, 10 000 Tonnen
kondenſierie Milch, 20000 Tonnen Pflanzenöl, 2000

Tonnen Margarine, 2000 Tonnen Bratenfett, 35 000
Tonnen Reis, 50 000 Tonnen Rangunbohnen, 15 000
Tonnen Hafermehl, 1000 Tonnen Gerſten- und Rog

enmehl; von der franzöſiſchen Regierung Kabeljau,
aniokamehl, 50 000 Tonnen Pahnkerne, die ſchätzungsweiſe

15 000 Tonnen Palmöl enthalten; von den Vorräten der ame-
rikaniſchen Korngeſellſchaft in Europa 40 000 Tonnen Wei

enmehl, 20 000 Tonnen andere Mahlſorten, 30 000 Tonnen
Roggen. 6 7
Proteß der Geelente gegen Auslieferung der Handelsſlotte.

Laut „Lok.Anz.“ wurde in Hamburg in einer Maſſenver-
fammlung der Seelente einſtimmig folgende Entſchließung an
genommen: „Die heutige Verſammlung der Seeleute aller Arten

verweigert die von der Entente geforderte Auslieferung der
deutſchen Handelsfſotte und macht es allen deutſchen Soldaten
wie Arbeftern zur Pflicht, die Arbeit auf den Schiffen zu ver
weigern.“ Begründet wurde die Entſchließung damit, daß wir
außer der von der Entente garamtierten erſten Lieferung von
Hebensmitteln nach Auskieferirg unſerer Handelsſlotte keine
Gewähr dafür haben, auch tatſächlich weitere Lebensmittel zu er
halten.

Nach einer Auslaſſung des W. T. B. handelt es ſich bei
dem deutſchen Seemannsbund um eine kleine Gruppe radi-
kaler Seeleute, die an die Reeder mit der Forderung heran-
trat, die Summe des Tarifvertrages um 100 Prozent zu
erhöhen. Andernſfalls würden die deutſchen Schiffe nicht

hren. Der Seemannsbund ſuchte die Arbeitswilligen von
en An werbungen abzuhalten. Dieſes Verhalten des See-

mannsbundes, ſo ſchreibt das W. T. B., ſchädigt nicht nur das
deutſche Volk auf das allerſchwerſte, es ſetzt auch die deutſchen
Seeleute der Gefahr aus, daß ſie auf ihren Sthiffen nicht ver
bleiben können, ſondern von den Alliierten heruntergenommen
werden.

Eine erregte Gitzung in Weimar.
Debatte über die Zerſtückelnung Preußens.

Die geſtrige Vormittagsſitzung des Verfaffungsausſchuſſes verlief
ungewöhnlich erregt. Jn der Beratung über Artikel 15 der Verfaſſung
der die Zuſammenfaſfung kleinerer Einzelſtaaten oder kleinerer Landes
teile, die in keinem örtlichen oder wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit
den übrigen Teilen ihres Staates ſtehen, zu neuen Staaten vorſieht,
erklärte Reichsminiſter Dr. Preuß eine ſolche Umgruppierung als
unvermeidlich. Die Frage ſei,

wie das bisherige Preußen in das Deutſche Reich einzuführen

fei. Für eine derartige große Umgruppierung zum Zwecke des von
ihm für richtig gehaltenen Aufbaues des Neiches ſei die öffentliche
Meinung aber noch nicht ſtark genug. So ſei Artikel 15 lediglich ein
Programm, auf deſſen Einzelheiten es weniger ankomme. Für die
Regierung ſei das Wichtigſte, was der Staatenausſchuß gerade ſtrei-
chen wolle, daß ein Reichsgeſetz dafür maßgebend werde, denn nicht
einmal der Zuſammenſchluß der Kleinſtaaten könne ohne Eingreifen
des Reiches erreicht werden.

Jnzwiſchen war eine Reihe von Abänderungsanträgen
eingebracht worden, die dann den eigentlichen Anlaß einer großen,
ſtellenweiſe fenſationel zugeſpitzten Debatte über die Zerſtückelung
Preußens gaben. Abg. Trimborn (Ztr.) beantragte neue Artikel
19 a und h, nach denen das deutſche Volk ohne Rückſicht auf die bis
herigen Landesgrenzen neue deutſche Freiſtagaten von min
deſtens zwei Millionen Einwohnern innerhalb des Reiches errichten
könnte. Dazu bedürfe es einer Volksabſtimmung in dem betreffenden
Landesteile und der Beſtätigung durch Reichsgeſetz. Der Redner

ſpitzte ſeinen Antrag auf eine Zerlegung Preußens zu.
Da Miniſterpräſident Scheidemann Schritte in der Richtung einer
rheiniſch- weſtfäliſchen Republik für gegenwärtig unzweckmäßig erklärt
habe und die Ausſchußverhandlungen in die Oeffenilichkeit gelangten,
5 übe er Zurückhaltung (Heiterkeit) und behandle die Frage als

reußenfrage. Der Redner erklärte, der Fortbeſtand Preußens bedeute
die Vormach ſtellung Preußens im Reiche, und dies ſei unmöglich.
Der ehrliche Föderalismus und eine durchaus feſte Reichseinheit

hlten, weil Preußen zu ſtark ſei. Der Redner will keinen Hegemonie
t e l e bis per erſtrecke, rn einen primus

ares, trotzdem aber eine ſta entralgewalt. Sein Jdeal ſeiSaß kein VBundesſtaat die Vormacht habe. Die Einheitlichkeit bie

dadurch nur gewinnen. Tem Abgeordneten Trimborn antwortete mit
einer eindrucksvollen Rede der preußiſche Juſtizminiſter Hein e. Sein
Sedankengang war eng dir. Es t ſchon za it gen

b baegee

Partttutarriſten Mit der Berſicherdes Reiches nicht rütteln wonlen d

e e iſt aber kgegenwärtige. Eine ſolche Verfaſſungsbe
würde wur auf dem Papier ſtehen. Folgerichlig

müßten Prerey zum Reichsland machen und von
r

o wohl aus guten n auf einis verzichtet. Trimborns Jdeal einer durch die
ung fanktionierten Landkarte iſt die unglücklichſte e

politik, die man ſich denken kann, und widerſpricht auch der 1sarxiſtiſchen
d faſſung. Trimborn will den ten vom Oſten trennen,
Coelshorn ver von Preußen losveißen. Mlle dicfe Locreißungs-
daten en haben einen metalliſchen Beigeſchmet:

n das

de begimnen, daße v ür ſolche poliſche Experimente, wie
nkt ungeeigneter als

Die Ratteit ver
ſinkende Schiff (große anhalende Bewegung);

man will nicht mitbezahlen,

dieſes mit dem Futhe der

ßens unentbehrlich und der Streik um die
nicht die mittr fürganzen Welt belaſtete Staatsweſen Preußen. Für das Reich iſt dien Kraft Preu

Deutſchland gebe es deine
tigter Wirklicher Geheiite Möglichseit.

für Anhalt gegen die Beſtim
Braunſ

mer Rat Boden wandte ſich au
mung, daß Staaten unter einer Mi Einwohner nach drei Jahren
das t im tag verlieren ſollen. ags gefährde ihre
Selbſtbeſtimmung. Abgeordneter Dr. Delbrück (Din.) wandte ſich
energiſch gegen die Zerſchlagung Preußens.

Jn der n r der Oldenburgiſche Geſandtevon Eucken, daß für di ünſche über den Anſchluß von Olden
burg an die pro rn e im Oldenburger Landekeine Stimmung vorhanden ſei. Auf Grund von 15 jähriger Erfah
rung müſſe er hier vor der großen ntlichheit bezeugen, daß die
preußiſche im Bundesrat niemals ihre Macht mißbraucht
habe. Vielmehr habe jeder einelſtaatliche Wunſch bei der preußiſchen
Regierung warmherzige Aufnahme gefunden.

Grenzlschertähkeiten.

Als wir ſ. Zt. von der großen Verſammlung n Köln hörten,die hatte, eine toſlan ige Republik Rheinland Weſtfalen

x errichten, wurde der Name des ZJentrumsabgeordneten Trim-
orn mit als ein Träger dieſes Planes genannt. And trotzdem
anz en e und insbeſondere das durch dieſe Pläne bedrohteKretßen ſich gegen dieſe Zerſtückelung Preußens wandten, trat im

Verfaſſungsausſchuß zu Weimar wieder Herr Trimborn auf und ver
ſuchte zu beweiſen, wie notwendig es ſei, die „Grenzlächerlichkeiten“
aus der Welt zu ſchaffen und Preußen daher zu zerftückeln. Er er
hielt wohl gleich in der Kommiſſion die richtige Antwort. Aber
ſchließlich beweiſt doch dieſes Feſthalten des einflußreichen rheiniſchen
Winter daß gewiſſe Kreiſe in Rheinland ſich nicht ſo leicht
den Beſchlüſſen, die jetzt in imar und Berlin fallen, fügen wollen.

Es wird vielfach t, daß die Entente dieſen Plan degünſtigt
und hinter den Trägern Planes ſtehe. Die Erklärung für dieſe

tückelungsabſichten ſcheint darin zu ſuchen zu ſein, daß die datho-
ſche rheiniſch-weſtfähli Großinduſtrie den einzigen Ausweg aus

dem Labyrinih der augenblicklichen Gefahren in einer Abtrennung
des Rheinlandes und tfalens von Preußen ſiehl. Dieſe neue
Republik könnte ſich wohl nicht davor drücken, von den ſchweren
Steuern, mit denen das Land belaſtet werden wird, zu ſchützen, aber
der Großinduſtrie entſtände die Möglichkeit, ſich ungehemmt durch die
Sozialiſierungsbeſtrebungen und andere preußiſcher Einrichtungen,
die von der Sozialdemokratie diktiert werden, zu entwickeln

Wo es um Sein oder ſeinoder Nich 93 ſcheut ſelbſt dieſe Groß
induſtrie kein Mittel, Und ſelbſt das Mittel, ſich einfach eine eigene
Republik zu ſchaffen, um von den Geſetzen und Biſtimmungen Preu-

ens und des Reiches frei zu bleiben, verpönt ſie ncht. Es unterliegt
einem Zweifel, daß Trimborn der Dolmetſch dieſer Großinduſtrie iſt.

Es iſt ſehr fraglich, ob er das geſamte Zentrum hinter ſich hat. Eine
Mehrheit wird er ede in der Nationalverſammlung wicht finden.
Damit iſt die Gefahr der Abſplitterung Rheinland Weiſtfalens aber
nicht behoben. Es gibt noch den Appell an die Entente, und wenn
dieſe beſtimmt, daß eine Volksabſtimmung in den Gebieten ſtattzufin
den hat, wo ſich breitere Volksſchichten für eine Staatswandelung
ausſprechen, werden wir es erleben, daß Herr Trinborn den Ruf nach
einer Volksabſtimmung in Rheinland- Weſtfalen erhebt. Aber auch
in dieſem Falle wird wahrſcheinlich die Großinduſtrie und jenes Zen
trum, das Herrn Trimborn deckt, niemals eine Mehrheit an Stimmen
aufbringen können. Um ſo bedauerlicher iſt es, daß ewige Unruhe
in die Debatte gebracht wird, durch Sonderbeſtrebungen, die nur ge
gr Klaſſen und Perſonen diskreditjeren können, aber viemcas eine
Erfolg verſprechen.

Preußiſche Landesverſammlung.

m der geſtrigen Sitzung der preußiſchen Landesverſamml ng

lagerungsguſtandes und der Antrag auf Einſetzung einer
Unterſuchungskommiſſion, mit 22 gegen 342 Stimmen abgelehnt.
Stürmiſche Heiterkeit erregte, daß Hoffmann ſelbſt, in das Stu
dium von Akten vertieft, gegen ſeinen eigenen Antrag ſtimmte. Ein
Deutſchnationgaler Antrag, daß die Regierung alles daranſetzen
müſſe, um die /kls Geiſeln von den Polen zurückgehaltenen Abgeord
neten zu befreien, wurde einſtimmig angenommen. Es folgte die
zweite Veratung des vorläufigen Verfaſſungsentwurfes. Das Haus
wandte ſich einmütig geren den Antrag der Unabhängigen, wonach die
Geſetzgebung durch die Landesverſammlung in Uebevreinftimmun
mit der Zentralſtelle der Arbeiter- und Soldatenmräte erfolgen ſoll.
Paragraph 1 und Paragraph 2 wurde ſchliehlich unverändert nach
den Veſchlüſſen des Ausſchuſſes angenommen.
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Die Bildung des preußiſchen Miniſteriums.
Von unſerem Berliner Vertreter wird uns geſchrieben:
Obwohl zwiſchen Zentrum, Demokraten und Sozialdemo-

kraten noch keine volle Einigkeit erzielt worden iſt, Kann jetzt
doch angenommen werden, daß ſich alle drei Parteien an der
Bildung des Preußiſchen Miniſteriums beteiligen werden. Es
wird von den Mehrheitsſozialiſten angeſtrebt, den Miniſterpräſi-
denten ſten 5 auf ſeinem Poſten zu belaſſen, ebenſo ſoll der
Juſtizminiſter Heine auf ſeinem Poſten bleiben, während die
anderen Aemter neu beſetzt werden ſollen. Die Perſonenfrage
wurde heute ſchon zwiſchen den Parteien eingehend beſprochen.
Man nimmt nämlich an, daß am Donnerstag die dritte Lefung
des Verfaſſungsentwurfs erfolgen wird, daß damit das Mini-
ſterium zurücktritt und eir neues an ſeine Stelle treten muß.
Da geplant iſt, die preußiſche Landesverfanmlung am Freitag
bereits zu vertagen, ſo rechnet man alſo damit, daß bis dahin
das neue Miniſterium zuſtande gekommen fein wird und ſeine
Erklärung abgeben fann.

Der Rücktritt v. Gerlachs.

Unterſtaatsfekretär v. Gerlach, der urſprünglich erſt mit
dem preußiſchen Geſamtminiſterium ſeine Entlaſſung geben
wollte, iſt bereits jetzt vom Amte zurückgetreten, weil
ihm die innerpolitiſche Haltung der Regierung, insbeſondere das
unbedingte Feſthalten am Standrecht und Belagerungszuſtand
in Berlin nicht zuſagte; auch in der äußeren Politik hatte er
mancherlei auszuſetzen. Seinem unbegrengien Bedürfnis nach

Verſtändigung“ mit Deutſchlands heimiſchen und auswärtigen
Feinden konnte auch das neue Regime nicht genug tun. Miterrn v. Gerlachs Namen wird das traurige Sqieſa der deart

hen Qutmart kir immer und ewig untremdar erizhvit Fein.

ein Zeit

reußens bedroht die Exiſtenz des ganzen Reiches
naliſierung für eine Reihe von Wirtſchaftszweigen zu

aus gut Unterrichteter Quelle veriautet, ſoll der bisW der Reichskanzlei, Uhlrich Rauſcher, dem
telle eines Miniſteriaddi s erhalten. Wahrſchein

wi die Leitung des in Ausſicht genommenen Reichs
preſſe amtes übernehmen.

Die neue fächſiſche Regierung.

Die neue Regierung wird ſich aus fohgenden acht Miniſtern
zuſanmmenſetzen: Vorſitz und Aeußeres: D. Gradnauer;

uſtiz: Dr. Harniſch Finanzen: Nitz ſche Militärweſem:
h Kultus und Unterricht: Buck Arbeitsminiſte

rium: Heldt Wirtſchaftsminiſterium: Schwarz.

Die Kommungatiſierung von Wirtſchaftsbetrieben.

J

wurde der Antrag Hoffmann (Unabh) auf Aufhebung des Be f

Die Sozialiſierungs- Kommiſſion hat der Reichsregierung
den Entwurf eines Rahmengeſetzes über die
Kommunaliſierung von Wirtſchaftsbetrieben
überreicht, nach welchem den Gemeinden das Recht der Kommu

Fro ger
wird, ohne an ſtaatliche r gebunden zu ſein. Die
Ausübung dieſes Rechts iſt an die Genehmigung der Landes
zentralbehörde geknüpft, um ein einheitliches Vorgehen zu er
zielen und zu weitgehende Beſchlüſſe der Gemeinden zu verhin
dern. So lange eine einheitliche Regelung durch das Reich noch
ausſteht, ſoll das zur Durchführung der Kommunaliſierung er
forderkche Enteignungsrecht gegen Entſchädigung den Gemein
den verlichen werden.

Die Eiſenbahnfrage
und die neue Reichsverfaſſung.

Der neue Eiſenbahnminiſter hat ſich kürzlich einem Preſſevertretet
gegenüber in bemerkenswerter Weiſe über die Frage der einheitlichen
Verkehrsregelung im Rahmen der neuen Reichsverfaſſung ausge
ſprochen. Auf die Frage, ob der Entwurf zur neuen Reichsverfaſſung,
ſoweit er das Eiſenbahnweſen betrifft, zu Fortſchritten auf dem Ge
biete des öffentlichen Verbehrsweſens führen wird, führte der Miniſter
aus: Jch dann darauf aus voller U eugung mit einem beſtimmten
„Ja“ antworten und hinzufügen, daß dieſe Fortſchritte ſogar ſehr er
heblich ſein werden. Der erſte Fortfchritt iſt die eneren des
8 90, daß das Reich die dem allgemeinen Verkehr dienenden Eiſen
bahnen in feine Verwaltung übernimmt und dieſe für Rechnung des
Reichs nach kaufmänniſchen Geſichtspunkten bewirtſchaftet werden.
Das iſt das von weiten Kreiſen längſt gewünſchte Reichseiſenbahn-
prögramm, deſſen Durchführung den neuen deutſchen Staat in den
Beſitz aller bisherigen Staats und Privateifenbahnen bringt. Natür-
lich vollzieht ſich ein ſolcher Uebergang nicht mit einem Federſtrich,
es bedarf dazu der Vereinbarung zwiſchen dem Reich und den gegen
wärtigen Beſitzern. Handelt es ſich doch dabei auch um ungeheuer
große Vermögensobjekte, für deren zahlenmäßige Einſchätzung und
Bewertung es augenblicklich an jeder zuverläſſigen Grundlage fehlt.
Die Ueberſicht hierüber wird noch erſchwert durch die Unordnung, in die
der unglückliche Ausgang des Krieges unſere Finanzen gebracht hat.
Erſt der Wiederaufbau unſeres Wirtſchaftslebens wird zeigen, in
welchem Tempo eine Geſundung der Finanzen bei den einzelnen
Verkehrsanſtalten zu erwarten iſt.

Die Durchführung des Reichseiſenbahnprogramms darf aber des
hakb nicht auf r Zeit verſchoben werden, dies will Artikel 97
verhüten, der die Mittel und Wege zur Vorbereitung der vollkommen
ſten Vereinheitlichung des Eiſenbahnweſens klar und beſtimmt bezeich
net. Durch dieſen Artikel werden die einzelftaatlichen Eiſenbahnunter
nehmungen auch zur Einführung bedeutſamer einheitlicher Einrichtun

n und auf allen wichtigen Gebieten des Verkehrs,
Betriebes, des Baues und der Verwaltung genötigt, was dem

unitariſchen Charakter des deutſchen Eifenbahnweſens nur förderlich
ſein kann. Der gute Wille, dieſen Anſprüchen des neuen Verfaſſungs
entwurfs nachzukommen, iſt esfreulicherweie bei allen beteiligten
Gliedſtaaten vorhanden, wie ſich bei den Verhandlungen im Staaten
auschuſſe in Weimar gezeigt hat. Mit der Ei rung dieſer bedeutſamen Reformen dann bald gerechnet werden, da bereits unter dem

Amtsvorgänger des Miniſters die Vorarbeiten faſt zum Abſchluß ge
bracht worden find.

Zur Löſung beſonders en agen, wie z. B. des Zwei-
klaſſenſyſtems im Perſonenv ſind Kommiſionen eingeſetzt, denen
die tüchtigſten Sachverſtändigen angehören. Die ins Auge gefaßten
Reformen räumen mit althergebeachten Vorurieilen und Verkehrs
beſchränkungen auf und ſchaffen eine brejbe Grundlage, namentlich
auch für die längft angeſtrebten Verbeſferungen im Durchgangsverkehr,
zugleich aber auch für die ſo dringend notwendige Hebung der Ren
tabilität unſrer in ſo ſchwerer Finanznot befindlichen Eiſenbahnen.

Der weitere Fortſchritt, den der Verfaſfungsentwurf bringt, iſt
die Einheitlichkeit der Reichsaufſicht über alle Eiſenbahnen, ſolange
ie nicht vom Reiche übernommen ſind und verwaltet werden
(Art. 95 Abſ. 2, Art. 96). Es gibt keine Reſervatrechte mehr, auch
keine bayeriſchen. Das Reich hat die Befugnis im ſtrategiſchen oder
Verkehrsintereſſe, Eiſenbahnen auch gegen den Widerſpruch von Glied
ſtagten, deren Gebiet durchſchnitten wird, anzulegen.

Wird daneben auch die Verfolgung des Programms der Ueber
nahme der Binnen und Seewaſſerſtraßen, auch unſrer Nord und
Oſtſeehäfen, auf das Reich im Auge behalten, ſo wird man darin eine
großzügige Auffaſſung der der neuen Republik zufallenden Verkehrs
aufgaben erblichen können. Wenn die einzelnen Eiſenbahn und
Wafſferſtraßenverwaltungen die ihnen in der Verfaffung vorgezeich
neten Ziele einmütig verfolgen, ſo wird ſich bald ein bedeutender
Fortſchritt des öffentlichen Verbehrs bemerkbar machen, die Leiſtungs
fähigkeit und Finanzlage der Verkehrs anſtalten geſteigert werden. Das
große Ziel, Zuſammenfaſſfung aller dieſer Verkehrsanſtalten unter
Verwaltung des Reichs, wird ſich dann allmählich ohne gefahrvolle
Erſchütterungen vollziehen.

Sache der Reichsvegierung iſt es, dieſe Verkehrspolitik der neue
Verfeſſung mit ſachkundiger, zielbewußter Kraft zum Segen von
Reich und Volk in naher Zeit zu einem guten Ende zu führen.

Hie Poſener Verhandlungen geſcheitert.

Kaum zum zweitenmale aufgenommen, ſind die Verhand
kungen mit den Polen in Poſen gar Insbeſondere
in dem vorgeſehenen politiſchen Abkommen zeigten ſich
unüberwindliche Gegenſätze. Nach den Ententevor
ſchlägen hätten in der vorgeſehenen paritätiſchen Kommiſſion,die ſur den Schutz des Lebens und der Freiheit der Deutſchen

in dem von den Polen beſetzten Gebiet und der Polen im deut
ſchen Gebiet ſorgen follten, fünf Feinde gegen einen Deutſchengeſtanden. Die Verhandlungen ſind e geſcheitert: Was

nun werden ſoll, iſt unklar. Die deutſchen Vertreter ſind in den
militäriſchen wie in den politiſchen Fragen bis an die Gren
zen des Möglichen gegangen. Die von der Entente
immer wieder in den Vordergrund geſchobene Landung der
polniſchen Armee Haller in Danzig ſoll nur ein Signal
ſein, um einen polniſchen Aufſtand auch in Weſtpreußen hervor
zurufen und dort ähnliche Zuſtände zu ſchaffen wie in Poſen,
um die militäriſche Demarkattonslinie zu einer
politiſchen zu ſtempetn und Wilſon vor eine vollendete Tat
ſache zu ſtellen. Es iſt zu erwarten, daß ſich die deutſche Regie
rung zu weiteren Konzeſſionen nicht herbeiläßt. Der Abbruch
der Poſener Verhand kungen wurde von ſeiten der Entente t
einer in franzöſiſcher Sprache abgeſaßten Note mitgeterlt, in der
der Standpunft der Alliierten ausführlich dar wird. Deruthentiſche deucſche Wortlaut dieſer Note r der Waffer

in T on ben dent



Die „Deutiche Allgemi. Zig.“ ſehreibt: Wenn s derChef der Interalläierten un on, der Bot er
oulens, war, der den ruch ausſ ſo kommt doch
ch darin zum Ausdruck, daß der eigenthi rund in der Wei
rung der deutſchen Waffenſtillſtands Kommiſſion und der
berſten Heeresleitung zu ſuchen iſt, über die Grenze der mit

utſcher Ehre zu vereinvarenden Zugeſtändniſſe hinauszugehen.
9

Kritiſche Lage der Ententetruppen im Oſten.
Jm geſtrigen Pariſer diplomatiſchen Situationsbericht wird

itgekeilt: Der oberſte Kriegsrat beſprach die Lage in Polen
uf Grund des von der interalliierten Miſſion in Lemberg ein

gefandten Berichtes. Die Lage der Stadt Lemberg wird immer
kritiſcher, die Bahnverbindung mit Przemyfl iſt abgeſchnitten,

r Zuſtand in Polen iſt kritiſch und wird vielleicht eine
ückwirkung auf das Kabinett Paderewſki ausüben. Jn
er Ukraine iſt die Lage ebenfalls ernſt. Die Sowjets
ſollen in letzter Zeit erhebliche Fortſchritte gemacht haben. Die
polniſchen Truppen müſſen daher ſchleunigſt mit Waffen und
Munition, ſowie durch die Entſendung der in Frankreich beſind-
Uchen von General Haller kommandierten polniſchen Diviſionen
unterſtützt werden. Die Frage der Heimbe förderung
dieſer Diviſionen war Gegenſtand eingehender Erörte-
rungen.

Ein weſtpreußiſcher Proteſt.
Der deutſche Volksratin Culmſee hat an die Reichs

Legierung ein Telegramm gerichtet, in dem gegen die geplante
Landung polniſcher Truppen in Danzig ſchärf-
ſter Proteſt erhoben wird. Die geſamte deutſche Bevölke
rung Weſtpreußens werde im Falle der Landung zu den ver
zweifelſten Mitteln greifen.

17 w
Deutſches Gold für den polniſchen Staatsſchatz.

Die Bank Ludowy in Hohenſalza gibt bekannt, daß
Sei ihr 10 Millionen Mark polniſche Staatsanleihe gezeichnet
worden ſind. Davon ſind eingezahlt an deutſchem Golde Mil
lionen Mark. Jn der Bank Ludowy in Samter ſind über
100 000 Mark in Gold und 30 Zentner Silber
auf die polniſche Staatsanleihe eingezahlt worden. Um eine
weitere Abwanderung deutſchen Goldes und Silbers zu ver-
eiteln, ſind die polniſchen Banken in Weſtpreußen von den Poli
geibehörden gründlich unterſucht worden.

w 8
Frontverſtärkung der Alläerten in Rordrußland.

Präſident Wilſon hat den Oberſten Baker benachrichtigt,
vaß der Oberſte Kriegsrat der Entente eine Verfügung in kürze-
ſter Zeit erlaſſen werde, die den Zweck hat, die Lage der Trup-

en der Entente in Nordrußland zu verſtärken. Bis jetzt ſind
chon 7500 engliſche Soldaten und 500 amerikaniſche Soldaten

zur Verfügung der dort beſindlichen Truppen entſandt.
Kritiſche Lage in Odeſſa.

Nach amtlichen Berichten, die in London eingetroffen ſind,
iſt die Lage in Odeſſa kritiſch. Die Nachricht, daß die Stadt
tatſächlich von den Alliierten geräumt wurde, wurde bisher
weder beſtätigt noch dementiert.

Die tſchechiſche Gefahr wächſt!
Der Kommandant der Stadt Neiße, der erſte Bürgermeiſter

and der A. und S.-Rat machten bekannt, daß mit einem über
raſchenden tſchechiſchen Angriff gerechnet werden
muß und unſer Grenzſchutz durchbrochen werden kann. Die nöti-
en Maßnahmen ſind getroffen und einzelne Befeſtigungsan-
agen der ehemaligen Feſtung befehlsgemäß in Stand geſetzt.

Aus dem beſetzten Gebiet.

Franzöſiſche Beſatzungstruppen ſind wieder
in die Rheinhäfen von Karlsruhe, Mannheim und
Rheinau eingerückt, nachdem ſie vor kurzem dieſe Häfen
wegen bolſchewiſtiſcher Umtriebe in dem beſetzten Gebiet geräumt
hatten. Jm Karlsruher Rheinhafen ſind auf dem Waſſerwege
von Ludwigshafen 70 Mann, darunter ſchwarze Kolonialtrup-
pen, eingetroffen.

Jn der Sitzung der Waffenſtillſtandskommiſ-
i on in Spaa vom 17. März wandte ſich General von Hammer-
tein in einer Note gegen die geplante Einbezie-

hung der Gegend von Remſcheid, Gronenberg und von Ober-
gleiſt--Jttenbach--Königswinter--Honnef in den Kölner
Brückenkopf. Dem Vorſchlag der franzöſiſchen Regierung,
die Brückenköpfe Koblenz und Mainz zuvereini-

en und das dazwiſchen liegende neutrale Gebiet zu beſetzen,
onnte die deutſche Regierung nicht zuſtimmen.

Ein Grenzzwiſchenfall,

Kin Grenzſchutzſoldat von Niederhadamar
kraf, wie aus t a. M. berichtet wird, am Sonntag zwei
amerikaniſche Soldaten, die er nach ihren Päſſen fragte. Er
wies ſie zurück, weil ſie keine Ausweispapiere vorlegen konnten.
Plötzlich zog einer der Amerikaner einen Armeerevol-
wer und gab auf den Soldaten mehrere Schüſſe ab, die ihn ſo-
ort töteten. Dann ergriff er die Flucht. Er wandte ſich
aber um, ſchoß abermals und traf ſeinen eigenen
Kameraden, der tödlich verletzt zu Boden ſtürzte. Dann
wandte er die Waffe zum drittenmal gegen die ihm folgenden
Perſonen und tötete einen 47jährigen Land wirt, den
Vater von zehn Kindern. Ein amerikaniſcher Offizier nahm den
Tatbeſtand auf.

Churchill für die Aufrechterhaltung
der Wehrpflicht.

Jm Unterhauſe erklärte Kriegsminiſter Churchill im
Laufe einer Debatte über die Dienſt pflicht: Man könne
unmöglich fagen, wie hange England ein Heer am Rhein werde
unterhalten müſſen, um dadurch einen Druck auf Deutſchland
auszuüben. Es ſei nötig, eine Streitmacht auf den Beinen zu
halten, die darauf achte, daß die Bedingungen des Friedens-
vertrages auch zur Ausführung kommen. Unter dieſen Um
r verlangt Churchill die Aufrechterhaltung der

ilitärpflicht bis mindeſtens zum 30. April 1920. Sein
Vorſchlag wurde angenommen.

Deutſchland ſoll auf Tſingtau verzichten.

Wie der „Newyork Herald“ meldet, hat der Zehnerrat be
ſchloſſen, in den Vorfriedensvertrag mit aufzunehmen, daß
Deutſchland China aus dem Pachtvertrag von Tiing-
tau und von allen Konzefſionen auf der Hälbinſel
von Schantung zu entlaſſen hat. Japan ſcheint ſetzt gewillt zu

ſten ebhige Enthebung du Mnaeynenſeten z

General von Arnim ermordet
Engkiſche wie franzöſiſche Blätter enthalten di eldung,

das General Sixt von Armin, der im März 1918 die 5. deutſche
Armee befehligte, zu Aſch ermordet worden ſei.

Noske bei Hindenburg.
Bei dem vorgeſtrigen Beſuch des Reichswehrminiſters

Noske im Großen Hauptquartier in Kolberg wurden en
des Oſtſchutz es beſprochen, namentlich in bezug auf Oſt
preußen. ei wurde auch die Eingliederung der dortigen
Freiwilligen-Korps in die zu gründende Reichswehr beraten.

Mackenſens Entlaſſung aus der Jnternierung.
Das „Neue Wiener Journal“ mekdet, daß Generakfekdmar-

ſchall Mackenſen wahrſcheinlich zu Oſtern aus der Jnter-
nierun,g entlaſſen werden würde. Mackenſen hat ſeine
Erinnerungen bereits fertiggeſtellt. Sie dürften intereſſan
ten Stoff für die Verhandlungen über die Verantwortlichkeits-
frage bringen.

Ein Vogeſendurchſtich.
Nach einer Meldung aus Straßburg veröffentlicht der

Miniſter für öffentliche Arbeiten einen Erlaß, wonach der erſte
Vogeſendurchſtich innerhalb des Projektes St. Die-Sagales
en iſt, deſſen Koſten auf 17 Millionen Franken geſchätzt
werden.

Königsbergs „Sicherheitswehr“.

Jn welch unwerantwortlichen Händen die Sicherheit Königs
vbergs ſeit der Bildung der Marinewehr jag, zeigt ein Auszug,
den die „Oſtpr. Ztg.“ aus den Strafakten der 4. Kompagnie
dieſer Wehr verdffentlicht. Danach waren allein 42 Mitglieder
der Kompagnie wegen Körperverletz ung, Diebſtahl,
Einbruch, Hehlerei teilweiſe wiederholt vor beſtraft.
Aus einer anderen im Schloß vorgeſfundenen Aufſtellung geht
hervor, daß der alte Soldatenrat, der aus Mehrheitsſozialiſten
und Unabhängigen beſtand, für die Wahl propaganda
über 120 000 Mk. öffentliche Gelder ausgegeben hat.

Der Mörder Jaures vor Gericht.
Der Prozeß gegen Vilain den Mörder Jaures, wird

am 24. März in Paris beginnen. (77)

Aus Stadt und Umgebung
Was gibt es an Lebensmitteln

Fleiſchverkauf auf der Freibankt

Fleiſchverkauf auf der Freibank findet am Freitag vorm. 8--11
Uhr,

Noßfleiſch- und Fleiſchwarenverkauf

nachmittags von 2——4 Uhr bei Hoffmann, Brühl 6, ſtaſs. Ordnungs
nummern ſ. Anzeige).

Liſte für die Arbeitswahlen.

Die Liſte für die Arbeiterratswahlen, gemeinſchaftlich aufgeſteuit
von der Deutſchnationalen, der Deutſchen und der Chriftlichen Volks
partei lautet wie ſolgt: 1. Oberſekretär Auguſt Lohrengel, 2.
Regierungsrat Dr. A. Knoblauch, 3. Lehrer Paul Brenner,
4, Marie Eylau, Pflegerin, Merſeburg, 4. Peter Klo ß, Zuſchnei-
der, Merſeburg, 6. Aloys Meinhardt, Lehrer, Merſeburg, 7. Otto
Laabs, Wagenführer, Merſeburg, 8. Martha Bernhardt. Bü-
rogehilfin, Merſeburg. 9. Auguſt Föhlke, Rontagem iſter. Merſe
burg, 10. Oswald Burkhardt, Wirtſchaftsgehilfe, Merſeburg.

Leider iſt es auch diesmal nicht gelungen, weder wie ange
ſtrebt eine Gemeinſchaftsliſte mit der Deutſchen Demokratiſchen
Partei noch eine Liſtenverbindung herbeizuführen. Beides iſt an dem
ſtarren Widerſtand der Demokratiſchen Parteileitung wie bisher ſtels
geſcheitert.

Leuchtmittel.

Für Monat März werden zugeteilt: auf jede Petroleummarke
34 Liter Petroleum für 23 Pfennig, auf jede Karbidkarte 5 Pfund
Karbid für 75 Pfennig das Pfund, auf. Abſchnitt 4 der Kerzenkarte
2 Kerzen zum Preiſe von 42 Pfennig, Dex Verkauf erfolgt nur in
der zugelaſſenen Verkaufsſtelle, in welcher der betr. Empfangsberech-
tigie in die Kundenliſte eingetragen iſt.

Die Kämmereitaſſe
bleibt am Dienslag, den 25. März wegen Abſchlußarbeiten für den
öffentlichen Verkehr geſchloſſen.

Angeſtellten-Verſammlung.

Am Freitag, den 21. März, abends 8 Uhr wird Herr Walter Lam-
bach- Hamburg im „Neuen Schützenhauſe“ über die Sozialiſierung und
die wirtſchaftliche Not der kaufmänniſchen Jnduſtrie- Angeſtellten
ſprechen. Der Deutſchnationale Handlungsgehilfen-Verband, der
dieſe öffentliche Verſammlung veranſtaltet, ladet alle kaufmänniſchen
Angeſtellten der Großinduſtrie dazu ein.

Aus Kreis und Nachbarkreiſen.
Beſuch aus den Lüften.

Trebnitz, 20. März. Heute ſtaltete der Flugzeugführer Offz.
Stellv. Guſtav Brauer ſeinen hier wohnenden Eltern auf ſeinem
Flugzeuge einen Beſuch ab. Die Landung geſchah äußerſt geſchickt,
ebenſo erzeugten die Kurven, in denen das Flugzeug unſeren Ort um-
flog, Staunen und Bewunderung. Von nach und fern waren Freun-
de und Bekannte erſchienen, um den Helden der Lüfte zu begrüßen.
Nachdem die Flieger bei Muttern geſpeiſt hatten, erfolgte die Weiter-
ſahrt nach Weimar. Brauer iſt Ritter verſchiedener Orden.

Stadtverordnetenſitzung.

Schkeuditz, 20. März. Jn der erſten Sitzung der neugewählten
Stadtverordnetenver ſammlung am Montag wurde Herr Max
Schulze einſtimmig zum Vorſitzenden gewählt, weiterhin eben
falls einſtimmig zum Stellvertreter Herr Hirſch, zum Schriftführer
Herr Straube, zu deſſen Stellvertreter Herr Rektor Müller.
Die Kommiſſionswahlen ſchloſſen ſich an.

Konfirmation.
Schkeuditz, 20. März. Am kommenden Sonntag werden in un

ſerer Kirche 31 Knaben und 45 Mädchen konfirmiert.
Gründung einer Stadtwehr.

Querfurt, 20. März. Jm Anſchluß an eine zahlreich beſuchte
Verſammlung wurde hier am Montag eine Stadtwehr gegründet, der
ſofort 110 Bürger beitraten. Hierzu kommen noch der Turnverein,
die Jugendkompagnie und die Poſtbeamten, die geſchloſſen der Wehr
beitreten.

Aus Provinz und Reich
Schweres Brandungklück.

Magdeburg, 20. März. Beim nachgießen von Benzol auf einenVehnelloeer e der Wohnnno Kraftwagenührers D.

brennende Benzol r die KleiderMonate aſten Kindes, das die Fran S

in Brand. Mutter und Kind wurden mit ſchwe
en in hoffnungsloſem Zuſtande dem Krankenh

Unglaubliche Verhäliniſſe.

20. März. Jn einer Akademiter Berſamml
wurde mitgeteilt, daß in einem hieſigen Lazareite der Stationsarp
der ununterbrochen 24 Stunden am Tage zur Verfügung fein m
eine mon Entlohnung von 146,66 Mark dazu 75 Mark mo
liche Demobiliſationsgelder erhält, die dadurch aufgezehrt wer
daß täglich 2,50 Mark Verpflegungsgelder zu zahlen ſind. Da
iſt er nicht in der Lage, ſeinen Poſten zu verlaſſen, weil er erſt in
vier Monaten aus dem Heeresdienſt entlaſſen wird. Die Tätigkeit
des Sanitätsperſonals wird dagegen bei achtſtündiger Arbeitszeit m
14.50 Mark für den Tag neben freier Station bewertet.

Ein Stadtbaurat zum Bürgermeiſter gewählt.

Bernburg, 20. März. Hier iſt der Cöthener Stadtbaurat Gotha
zum Bürgermeiſter gewählt worden. Damit wird die Reihe der imnier
noch ſeltenen Fällen vermehrt, in denen ein Techniker an der Spitze
einer größeren Stadt wirkt

Entlaſſung des Schlachthofdirektors.

Riathenow, 20. März. Die Stadtverordneten haben einſtimmig
die ſofortige Entlaſſung des Schlachthofdirektor; gefordert, der im
Intereſſe einer Viehperſicherungsgeſellſchaft eine große Anzahl minder
wertiger Tiere zum Verkauf freigegeben hat.

Die Vleiſoldaten vor dem Kriegsgericht.
Krefeld, 20. J Der Geſchäftsführer des Warenhauſes Le

onhard TWietz namens Naſſau wurde vom belgiſchen Kriegsgerichte
mit ſechs Monaten Gefängnis und fünftauſend Frank Geldbuße
ſtraft, weil in der Spielwarenabteilung des Warenhauſes Blei ol
daten vorgefunden wurden, die die Kämpfe zwiſchen deutſchen Feld
grauen und ihren unterliegenden Gegnern darſtellen. Naſſau wurde
aus der Haft entlaſſen gegen 100 000 Mark Sicherheit

r a ccceeeeeeereeeeeee-Wettervorausſage
Freitag, den 21. März. Zeitwerſe wolkg, vorwiegend irocken,

gelinde.

r

Letzte Depeſchen
Die Reſierung gegen den Terror

des ſpartakiſtiſchen Seemannsbundes.
Berlin, 20. März. (Eig. Drahtber.) Wie wir hören, iſt di

Regierung entſchloſſen, dem Terrorismus des ſparta-
kiſtiſchen Deutſchen Seemannsbundes, der di
Ausfahrt der Lebensmittelſchiffe verhindern will, mit der
ihr zur Verfügung ſtehenden Mitteln kräftig zubegegner
Sie hat bereits Maßnahmen getroffen, um die arbeits-
willigen Seeleute des Transportarbeiterverbandes, des
gegenüber dem Seemannsbund weitaus in der Mehrheit iſt, mi
den ſtaatlichen Machtmitteln gegen Gewalttätigkeite
zu ſchützen.
Eine Entſchließung der Nautiker nud, techniſches

chiftsoffiziere.
Hamburg, 20. März. (Eig. Drahber.) Der Ausſchuß

deutſcher Nautiker und techniſcher Schiffsoffiziere, mit dem der
Verband deutſcher Seeſchiffsvereine, der Verein der deutſchen
Kapitäne und Offiziere der Handelsmarine, ſerner der Verband
deutſcher Schiffsingenieure und der Verband techniſcher Schiffs
offiziere vereinigt ſind, hat folgende Entſchließung an-
genommen: Die unterzeichneten Verbände wenden ſich ganz
entſchieden gegen die Behauptung des Seema ans-
bundes, wonach Seeleute aller Grade den Dienſt auf deutſchen
Schiffen im Sinne des Brüſſeler Abkommens verweigern. Dem
gegenüber erklären ſie, feſt davon überzeugt zu ſein, daß die
Kapitäne, Nautiker und techniſche Schiffsoſfiziere jederzeit berekt
ſind, im Jntereſſe einer geſicherten Lebensmittewerſorgung des
deutſchen Volkes unſere Schiffe im Sinne des Brüſſeler Ab-
kommens zu beſetzen. Auch die gewerkſKaftlich in der
Sektion Seeleute des Deutſchen Transportarbeiterverbandes or
e rer Seeleute erklären ſich trotz der ungemein harten Be

ingungen des Brüſſeler Abkommens bereit. mit den deutſchen
Handelsſchiffen in See zu gehen, und verurteilen die
Macht politik des ſpartakiſtiſchen Seemannsbundes auf
ſchärffte.

Eine Beratung über die Ofſtiragen.
Berlin, 20. März. (Eig. Drahtber.) Jan Breslau wer

den. wie wir hören, am Sonnabend nachmittag 4 Uhr im
Fürſtenſaale des Rathauſes die ſchkeſiſchen Abgeord-
neten der Nationalverſammlung und der preu-

iſſchen Landesverſammlung, ſowie Vertreter der
Reichs und der preußiſchen Regierung zuſammen-
treten, um eingehende Beratungen über die oberſchleſiſche (tſche
chiſchpolniſche) und die anderen Oſtfragen zu pflegen. Die Ein
ladung zu der Verſammlung geht von den Zentral-Vol k
rat für Schleſien aus. Sie hat den Zweck feſtzuſtellen,
welche Haltung Deutſchland zu den erwähnten Fragen ſowohl
im gegenwärtigen Augenblick, wie auch auf der Friedenskonfe
renz einnehmen ſoll.

Wilſon beſucht Belagien.
Rotterdam, 20. März. (Eig. Drahtber.) Wikon wird im

Laufe des April mit König Albert die Stadt Löwen beſuchen
und dann im belgiſchen Parlament feierlich empfangen werden

Die Typhusepidemie in Pforzheim.
Pforzheim, 20. März. (Eig. Drahtber.) Bis heute ſind weiter

110 neue Typhusfälle gemeldet worden. Die Geſamtzahl
der an Typhus Erkrankten beläuft ſich daher jetzt auf 1100 und 14
Tote. Das Waſſer hat jetzt überall einen Zuſatz von Kalk erhalten

General Liman in Haft.
Zürich, 20. März. (Eig. Drahtber.). Der „Secolo“ meldet aus

Konſtantinopel: General Liman von Sanders. dem ſeiner Zeit
die Heimreiſe nach Deutſchland verweigert wurde und der von dem
Truppentransport zurückgeblieben war, iſt ſeit einigen Tagen in ge
richtlicher Haft. Außer ihm befinden ſich noch vier Generalſtabs
offiziere, welche auch zurückgehalten wurden, in Haft.

Kritiſche Lage in der engliſchen Vanmwollinduſtrie.
Rotterdam, 19. März. Der „Times“ zufolge iſt die Lage in den

BaumwollSpinnereien in Lancaſhire kritiſch. Ungefähr 60 Prozent
der Arbeiter ſind ohne Arbeit. Dies wird der großen Steigerung der
Löhne zugeſchrieben, die es Lancafhire unmöglich machen, zu den von

den gebotenen Preiſen zu lefern.
Die heutige Nummer umnfaht e Seiten



e 208, betr. die Firma u
Kornacker in Merſeburg,

heute folgendes eingetragen.
Den Kaufleuten Willy Geſke
und Walter Kornacker in
Merſeburg iſt Prokura erteilt.
Die Prokura des Kaufmanns
Kurt Schäfer iſt erloſchen

Merſeburg, den 12. März 1919.
Preußiſches Amtsgericht Abt. 4.

Die Stadtverordneten-Ber-
ſammlung hat für das Jahr
1919 Herrn Kaufmann Paul
Kohl zu ihrem Vorſteher,
Herrn Arbeiterſekreiär Wilh.
Daniel zu deſſen Stellvertretererrn Oberſtadtſekretär Otto

irchner zum Schriflſührer,
Herrn Poſſekretär Otto Teller
zu deſſen Stellvertreter ge-
wählt.
Merſeburg, d. 18. März 1919.

J Nr. 763/19 Der Magiſtrat.
Bekanntmachnug.

Nach dem Beſchluß der
ſtädtiſchen Behörden wird zu
den Sätzen Ziffer VI a und b
ber Gebühren Ordnung des
ſtädtiſchen Krankenhauſes vom
12./26. Juni 1917 für den Ge
brauch des Röntgengpparates
ein Teuerungszuſchlag von
25 Prozent vom Tage der Ver-
kändung as erhoben.

Merſeburg, den 14 März 1919
IV. 24.718. Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.
Wegen des monatlichen

Kafſſenabfehluſſes bleibt unſere
Kämmerei- und Steuerkaſſe
Dienstag, den 25. März 1919,für den ff2 ntlichen Verrehr
geſchloſſe:Merſeburg, den 13. März 1919.

Zu X. 166/19. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Unter dem Pferdebeſtande
Se Ritterzates Wehlitz und
NAitterzut Oberthau iſt derAn sbruch der Räude feſtgeſtellt.

Wehlitz, den 18. März 1919.
Der Amtsvorſte er
v Goldammer

Anshruch der Röände.
Unter ben Pferden des

Fuhrunernehmerg Richard
Beyer Co., Breiteſtraße Nr. 14
ier, iſt der Ausbruch der
ände amistierärztlich feſtge-

ſtellt.
Merſeburg, den 18. März 1919.

PolizeiVerwaltung.
1345 19.Arsrut der Räude

Unter dem Pferdebeſtande
des Geſehirrhalters Grüne-
wald, Brühl Nr. 16, hier, iſt
der Ausbruch der Räude amts-
tierärztlich feſtgeſtellt.
e rg, den 18 März 1919.

Die Foltzeiverwaltung.P. 1 n
Ausgabe von Gaskols

7 Strecktng des Hausbrande
ſtädtiſchen Gaswerk täglich

vormittags von 9--12 Uhr und
nachmittags von 24 Uhr.
Die Abgabe erfolgt nur an

die verſorgungsberechtigte Ve-
völkerung der Stadt Merſe-
vurg und die ſtädtiſchen Ge
werbebetriebe gegen Abgabe
der vom Magiſtrat ausgeſer-
tigten Hausbrandbezugsſcheine
ver auf ſtädtiſche Kohlen-
mar en.

Es empfiehlt ſich, auch den
künftigen Bedarf an Gaskoks
ſchon jetzt einzudecken nöti-
genſalls unter Anrechnung auf
den Bedarf des Hausbrand-
wirtſchaftsjahres vom 1. Mai
1919 bis 90. April 1920. Be-
zugsſcheine werden erteilt im
W 2 Treppen, Zimmer

r. 18.
Merſeburg, öden 18. März 1919.

L. A. II. 45/19. Der Magiſtrat.

Jagdverpachtung.

Die Jagd der GemeindeStarfedel ſoll Sonntag, den
z März d. J., nachmittags
3 2ihr, im Brack'ſchen Gaß
Hauſe öſſentlich meiſtbietend
attf weitere 6 Jahre verpachtet
werden. Bedingungen im
Termin.

Sktarſiedel, d. 16. März 1919.
Der Jandvgrſteßer-

Liele.Glühſrinpfe

empfiehlt gute Ware

C. M öser
Fnſtallationsgeſchäft, Viarkt 8.

Telefon 622.

III

Kaufmänniſche Angeſtellte der Großinduſtrie

Oelfentliche Versanmmlung
Freitag, den

Walther
21. März 1919, abends 8 Uhr

im „Neuen Schützenhauſe“.

Lambach- Hamburg
ſpricht über das Thema:

„Die Sozialiſierung und die wirtſchaft
liche Not der kaufmänniſchen Jnduſtrie-
Angeſtellten.“

Artsgruppe und Kohlen und Eiſexinduſtrie- Beamtengruppe

im D. H. V.
Ausgabe der Lenthtmittel
für Monat März 1919.

s werden für Monat
März 1919 zugeteilt:

auf jede Zetroleummarke
Liter Petroleum zum Preiſe
von 23 Pfag.,

auf jede Carbidkarte 5
Pfund Carbid zum Preiſe von
75 Pfa. für das Pfund,

auf Abſchnitt 4 der Kerzen-
karte 2 Kerzen zum Preiſe von
42 Pfg.

Der Berkauf erfolgt nur in
den bekannt gegebenen, zuge-
laſſenen Verkfaufsſtellen, indenen die Emp ſang sbe rech
tigten zur Kundenliſte einge
tragen find.

Die Bexrkaufsſtellen haben
den zum Verlauf frei gege-
benen Abſchnitt eigenhändig
von der Leuchtmittelkarte ab-
zutrennen und dem Magiſtrat
ſofort nach Schluß des Verkaufs
mit dem vorgeſchriebenen Ver-
kaufsbericht iMerſeburg, d. 18. März 1919M. 151/19. er Magiftrat.

rerSvensk eller Dansk

Konversation önskes.

Wilkendorf
e Altenbura Nr. 10
Gpeiſe-ginmer,

Herren Zimmer,
Damen Zimmer,

GchlafZimmer,
9 Küchen

reicher Ausführung.
Große Auswahl.

Möbelfabrik
ber Marfehhacht,

inh. Richard Ziemer,

Halle S.Alter Markt 2.

Junges Mi ädchen, ev. ſolches s

welches Oſtern die Schule
verläßt,
als lernende Verkäuferin

(kann auch gleichzeitig Schreib-
maſchine- Schreiben erlernen)
für mein Haus- und Küchen-
geräte-weſchäft gegen monatl.
Vergütung p. ſofortoder 1. 4 19
geſucht.

Juſtus Oppel.Goithardt: raße 85, Tel. 593.

Suche ſür mein Porzellau-
geſchäft gewandte tüchtige

Verkäuferin
Hito Renner, MarktAſter Mi a

als Aufwartung und zum
Wegegehen (Hütegustragen)
zum 1. April geſucht.
Putzgeſchäft, Gotthardtſtr. 42.

1 Tiſchlerlehrling
Kellt Oſtern ein
W. Reinecke U.-Altenbarg 34.

S

Chauſſeehaus), Hälterſtr, Hohendorfer Weg, Karlſtr,

Wahlen zum Arbeiterrgte in der Stadt Merſeburg.

Nachſtehend veröffentlichen wir die Zuſammenſtellung
über die Stimmbezirke, Mabllokale. Wahlvorſteher

ſowie deren Stellvertreter.
J. Wahlbezirk:

Brühl, Fiſcherſtr., An der Geiſel, Hüterſtr,
Johannisſtr, Kreuzr., Kurzeſtr,, Markt, Mühlſtr., Ober-
breiteſtr., Oelgrube, Roßmarkt, Saalſtr., Sand, Schmaleſtr.,
Seitenkeuiel, Vorwerk, Winsberg.

War lighalr: Rat feller.
Motluuefuer: Herr Schneidermeiſter A. Thieme.Skhr Herr Pro wriſt A. Lommel.

Wahlbezirk:

Breiteſtr.,

Hardtstor, Go tihardtſtr, Halbmondſtr., Hirtenſtr.,. Kleiſtſtr.,
Len naerſtr., Manteuffelſtr., Margarethenſr., Naumburgerſtr.,
Nulapydtſtr Preußerſtr., Rovnſtr., Sebanſtrdem zixtitor, Kleine Sixtiſtr., Große Sixtiftr. Wagnerſtr.,
Weißenfelſer r.

Wahllokal: Goldene Kugel.
Wahblvorſteber: Herr Maurer B. Müller.
Stellvertreter: Herr Mag.-Sekretär Grimm.

IFI. Wablbezirk:
Apothekerſtr., g Vahnhof, Bahnhofſtr. Brauhausſtr.Buraftr., Domplatz, D nprobſtei, Dom r Grüneſtr., Marien-ſtraße, Mälzerſtr.. Miileinſel, Kleine

ſtraße Sulfer., Tiefer Keller.
Wahllokal: Tivoli
Wahlvorſteher: Herr Lehrer F. Wilck.
Stellvertreter: Herr Zimmermann F. Heſſelbarth.

V. Waohlbezirk:
Dammſtr., Georgr., Hagckeſtr, Halleſcheſtr (einſchließlich

Vor dem
l rnſentor, Kloſter, Mühlberag, Oßera! tenbura. Roſt ſtr. „Roſen-
tal, Schiefweg, Zchreiberütr., Seffnerär., am S adtpark, Stufen-raße, Unteraltenburg, Weinberg, Weiße Mauer, Wilhelm
ſtraße, Winkel

Wahllokal: Beraſchlößchen.
Wahlvorſteher: Herr Landes-Sekretär Roſtock.
Stellvertreter: Herr Lanerhbalter Selling.

V. Wahlbezirk:
Annenſtr., Bismarckür., Blanckeſtr.,

ſtianenſtr., Clobikauerſtr, Eiſenbahnſtr., Friedrichſtr., Garten

Ritterſtr., Große Ritter-

riehſtr.,
J ſchule),

weg, Steinſtr.,

ſtraße, Gerichtsragain, Geuigerſtr., Sutenberaſtr., König Hein-
Lausßſtebterſtr. (einſchl. Buſchesfelde u. Huths Baum-
Lindenfſtr., Luiſenſtr,, Moltkeſtr., Nordſtr, Partſtr,

Peſtalozziſtr., Rektor Blockr., Roter Brückenrain, Roter Feld-
Teichſtr., Thietmarfſtr.

Wahllokal: Funkenburg
Wahirogpſteher: Herr Techniker W. Wolf.

telvertreer: Herr Poſtſchaffner W. Rex.
VI. Wahlbezirk:

Amkshäuſer, Kirchſir., Krautſtr., Meuſchauerſtr., Am Neu-
marktstor, Kenmarkt,Oberburgſtr.,Werderſtr. (einſchl.Schleuſe).

Wahllokal: trand'chlößchen.
Wahlvorſteher: Herr Lehrer Brenner.
Stellverteter: Herr Prokuriſt Segferth.

Merſeburg, den 19. März 1919.

l. 710/19. Der Wahlvorſtanb.
Ich habe mich als

Rechts anwaltbeim Amtsgericht Merſeburg
niedergelaſſen. Mein Büro be-
findet ſich vorläufig v
n Merſeburg, Bürgergarten 15.

Alfred Wepler
S Bechtsanwalt.

ezigial und Tafelwagen,

Porzellan und eiſerne Gewichte
empfehlen

Gebr. Soeibicke, VEiſenhandlung.

Detektiv- Drama in 4 Akten.

Blumenthalſtr., Bürgergarten, Entenplan, vor bem Gott

Sixtiberag, vor

Cinophontheatèer
Grosse Ritterstr. I. Fernruf 215.

Ab Freitag bis Sonntag: Grosses Doppelprogramm,

Das Spiel mit dem WVener.
Ergreifendes Drama in 5 Akten

mit der beliebten känstlerin Lotte Neumann.

Liebesspfel
Lustspiel in 3 Akten. Hauptdarste ler: Waldemar Peillaneer.,

Der eiserne Käſicg
In der Hauptrolle: Mogens Eager,

Sonntag ad 3 UVhr: Jugend-Vorsteliung.
ab 5 und 7 Uhr: Vorstell nung tür Erwachsene

men n S jhne des Volkes.
e37 kannc h mr aAreisverein Mersehurs

im V. D. HI.
Am Sonnabendh, den 22. BIärZ, findet im

Saale des Neuen Scohützenhauses“ eig

Bunter Abench
statt, wozu wir alle Kollegen und Gönner ein-

T
e v

S d

laden

Mit wirkende:
Fräulein Charlotte Reimögah, Koleratursängerin,

t

Merseburg

I. Vortragsmeisterin, Leipzig
Lieder zur CLau e,

Hed da W araeg
Herr C. Sehrei ber Leipzig.

März bei Herrn CarlEintrittskarten sind ab I[5.
QCotthardtstrasse zumBrendel, Zigarrengeschäft,

Vorverkaufspreis von Mi 1,80 2u haben

22T h PS e n h ſ S I 7 7 t Smar dDas Tanzkranzehen z des

Zſeesl t der
Tanzschuls Hüniekg-ülzer

findet am 22. c. Mis. statt.
(Naheres bei Herrn Oh me, Brähl 20.)

S I Größerer Poren reinwottStadttheater Halle Kleider Stoße
Donnerstag: „Der Al-
gendetäoldtünaer“. Frei- u. Reſer für MWiederverkäufer,
tag: „Deor Gewlss ens- znch zur Einrich ung eines
wuarmn“. Sounnabend: Kleiderſtoff- u. Reſtergeſ-chéö res

0hengrin“. Sonntag, geeigne abzugeben. Werte
nachm. pnn e ff. u. 1446 an Ann. Euped.Sora-F7Ja Schulz Co.,Reuß erbeten.
E. e. Sonniag, abd.
Der Barhia von Se

viaBrotuffſtr., Chri- Suche zu laufenSeh Scharen T

ferner:

Haus Grund c I
in Weißenfels, Saalſtraße, ſich Kitterent Höltzau b. Gchkewtt.

zu vielen Zwecken eignend, ſyGnikarreca. 900 qm Grundfläche, mi

zu kaufen geſucht. Geſl. Ang.

Läden, Reſtaurant und Garten

an r Käufer zu
unter T. 97 an die Exp.
die ſes Bla tes.

Rilitärhoſe

unter H. K. 95 erbeten an

zu kauſen geſu t. Angebote

die Geſchäftsſtelle 5. Blattes.

unter RA. B. 38 an die Exp.

Allen bläser

F. n n

Größe 25530 und kleiner ſo-
fort zu raufen geſucht. Offert.
unter A. K. 99 an die Ex-
pedition dieſes Blattes.CLehm Abfuhr
von der Dammſeite verboten. Nur von der
Scheune aus geſtattet. Gebr. Seibicke.

eIm Bertrauen
auf die tauſendfach erprobte Wirkung, ſelbſt
wenn ſchon vieles andere ohne Erfolg aänge-
wandt, nehmen Frauen bei Monatsbe-
ſchwerden die vielbewährten echten Frauen
tropfen Fr7rar destill. ex Cinnamoni. Alcoh.
Caryph l. o. mellis, à Flaſche wik. 5, Qual.extraſtark Mt. 7,50, bei ſehr hartnkct Be
ſchwerden Doppelriefenfl. Mk. 12,50. Be
deutend erhöhte Wirkung wird erzielt durch
gleichzeitigen Gebrauch von „Frebar-Tee“.
Paket Mk. 2,50. Warnung vor Nachahmungen.
Verſand nach auswärts gegen Nachnahme
oder vorherige Einſendung des Betrages.

Mediziniſches Verſandhaus, Bremen 282.
Poſtfach

Voran twortliche r e e Oerrl. und prov. h h Sport: M. e r H. Bal h.Vals, ſämtlich in
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Bezugs Aufforderung.

Ein Volk, das ſich ſelbſt regieren will, muß in allen ſeinen
Teilen an den öffentlichen Angelegenheiten regſten Anteil g
men. Es muß die Jntereſſen des eigenen Volkstums kennen
und verſtehen, muß ſich der Pflicht bewußt ſein, dieſe Intereſſen
zu wahren und zu verteidigen gegen äußere und innere Feinde.
Das ganze Volk muß zuſammenſtehen zum Schutze ſeiner Arbeit
und darf ſich das Recht zur Arbeit. das mit dem Recht zum Leben
völlig gleichbedeutend iſt. von keiner gewalttätigen Minderheit
verkümmern laſſen. Ordnung und Unterordnung, Eigentum,
Geſetz und Religion, als die Wurzel von Moral und Recht, ohne
welche kein Volk und kein Staat beſtehen kann, müſſen geſchützt
und geſtärkt werden, damnt das deutſche Bolk nicht zugrunde geht
und die ungeheuren Prüfungen. die blinde Torheit verſtiegener
Jdealiſten, eingefangen durch fremdvölkiſche Argliſt, ihm auf
erlegt haben, beſtehen und ſchließlich überwinden kann. Hierfür
tritt das

Merſeburger
Cageblatt (2creisblatt)
ein. Darum leſe jeder das Merſeburger Tageblatt, das, ohne
Sonderbeſtrebungen einzelner Klaſſen Raum zu geben, beſtrebt
iſt, der Allgemeinheit. dem Väterlande zu dienen.

Ein guter Nachrichtendienſt. belehrende und unterhaltende
Beiträge in großer Mannigfaltigkeit, treffliche ſpannende Ro-
meane, ein ſorgſam redigierter lokaler und kommunaler Teil
bieten den Leſern des M. T. alles was ſie von einer guten
Tages und Heimatzeitung erwarten können.

Darum beſtelle man das

Merfebnraer Tageblatt
bald bei der Wo er der Geſchäftsſtelle für das neue Ouartal.

Werhe auch jeder Geſunnngsgenoſſe

warm für unſere Zeitung,

deren immer weitere Verbreitung für die Vertretung der Jn-
tereſſen aller Ordnungselemente im hieſigen Bezirke von größter
Bedeutung iſt.

Der Bezugspreis beträgt 3.30 Mark fürs Vierteljahr
(1.10 Mark monatlich). Poſtabonnenten zahlen für freie Zu-
ſtellung ins Haus monatlich 14 Pfg. mehr, Bezieher in Kreis
orten mit eigener Zuſtellung zahlen 1.20 Mark monatlich frei
Haus. Die weitere enorme Steigerung der Papierpreiſe, Löhne
uſw. machte eine Erhöhung des Bezugspreiſes leider unver
meidlich.

s Anzeigen
haben im Merſeburger Tageblatt, das von den intelligenten
Bürgerkreiſen bevorzugt wird. ſtets ſehr gute Wirkung. Auch
durch Aufgabe von Anzeigen wird die Verbreitung des Blattes
wirkſam gefördert. Die laufende Bezugsquittung nehmen wir
auf kleine Anzeigen, die den Haushalt oder die Familie des Be
ziehers betreffen, voll in Zahlung.

Die Geſchäftsſtelle
Merſeburg Hälterſraße 4.

nern nen nen
Daſſels Verhaftung

Humoriſt. Berliner Roman von Friedrich Hey.

74 (Nachdruck verboten).„Herr Gott, das habe ja ich gekauſt!“

„Du? Du? Mutter ſchrie er auf.
Frau Daſſel überkam die Angſt. So ſah ſie ihren Liebling noch
ſo entſetzlich aſchfahl und bebend.
Jn Fritzens Haupt und Herz hatte ein Blitz eingeſchlagen. Nicht

die Furcht vor dem Spott der Kollegen Baumeier, gegen den er
mit dem Verkauf ſo dick getan. würde ihn ſchön hänſeln nein. auch
nicht der Stolz, ſondern die Schaffensfreude, der Mut, die Kraft zur
Arbeit, die aus und unter dem Glauben an den Erfolg wächſt wie ein
Saatfeld unter Tau und Sonnencchein, in die war der Strahl gefahren.

Zeige einem tüchtigen Menſchen die Staffel des Erfolges, und du

nie
S

wirſt ſeine Kraft vervierfachen; nimm ihm den Glauben an den Er
folg, und ein Herkules wird ſchwach und ſiech wie ein verhungerndes
Kraut im Dunkeln. Und nun erſt der Künſtler mit ſeiner ſenſiblen,
nervö en Seele, die da ringen muß im ſteten, freieſten Wettkampfe.
Er iſt wie eine Mimoſe in dieſem Punkt, zarter und empfindlicher als
jeder andere in Gottes Garten.

Erna war imſtande das zu fühlen, aber Frau Klara wußte
davon nichts. Aber dennoch erſchrack ſie bis ins Jnnerſte, denn der,
der da wortlos vor ihr mit ſeinem ganzen Menſchen rang, war ihr
Sohn.

„Ach, du lieber Gott“. jammerte ſie. in Tränen ausbrechend,
„ich hab's doch nur gut gemeint. Wollte dir eine Ueberraſchung be
reiten habe dein Bild heimlich für die lauung von Hilde ge
kauft die ſoll es in den Salon bekommen

Aber Fritz ſchwieg noch immer, und mit aufeinandergekniffenen
Lippen ſtarrte er vor ſich hin.

„Jſt denn nur was dabei Kann ich denn dein Bild nicht ebenſo
kaufen wie jeder andere

„Mutter, ich danke dir, aber das hätteſt du nicht tun ſollen!
Hätteſt du es haben wollen, ſo hätte ich es dir geſchenkt. Aber ich
glaubte, es wäre nicht aus Liebe, ſondern aus Schätzung ſeines inneren
Wertes erſtanden worden! Und das nagt mir an der Seele!“

„Wer ſagt dir denn, daß es nicht großen Wert habe? Alle, die in
München waren, haben es gelobt. Ich habe auch die guten Kritiken
darüber geleſen. Junge, guter Junge, ich habe raſch zugreifen müſſen,
fonſt wäre es ja weg geweſen

Beilage zu Kr. 59 des Merſeburger Tageblattes

V

Kreisblatt.
Freitag, den 21. März 1919.

Sicherſtellung der nächſten Kartoffel
ernte oder Hungersnot.

ſchen Landwirte, Männer und Frauen, iſt es uns gelungen, in

land von den ausländiſchen Märkten der Nahrungs- und
Futtermittel abgeſchnitten war. Die im Volke genährte Hoff
nung, nach Unterzeichnung des Waffenſtillſtandes aus dem Aus-
lande erhebliche Mengen von Nahrungsmitteln zu erhalten, hat
enttäuſcht.
daß wir in abſehbarer Zeit nur auf eine ſehr kleine Notaushilfe
mit Lebensmitteln unter äußerſt harten Bedingungen rechnen
können, eine weitere Verſorgung aber Ausgaben von uns ver-
langen würde, zu denen unſere zuſammengebrochene Volkswirt-
ſchaft nicht imſtande wäre. Bisher iſt noch. nichts geliefert und
die ganze Art, wie die Feinde über unſere Verſorgung verhan-
deln, dürfte auch diejenigen Kreiſen die bisher ſorglos in den
Tag hinrinlebtern, die furchtbare Gefahr gezeigt haben, die uns
bedroht. Hätte man ſofort bei Beginn des Waffenſtillſtandes
die Förderung der deutſchen Landwirtſchaft zielbewußt ins Auge
gefaßt und für eine richtige Verteilung der vorhandenen Nah
rungsmittel geſorgt, ſo hätten wir nicht um die Hilfe des Aus-
landes zu betteln brauchen. Auch heute noch hat die deutſche
Landwirtſchaft den feſten Willen, alles daran zu ſetzen, um die
notwendigen Nahrungsmittel für Menſchen und Tiere zu be-
ſchaffen. Sie wird es gber nur können, wenn ihr die erforder-
lichen Hilfsmittel zur Verfügung geſtellt werden. Noch fehlen ihr
die Arbeitskräfte und die Produktionsmittel, die durch die vier
Kriegsjahre verbraucht ſind. Vor allem kommt es darauf an,
daß die nächſte Kartoffelernte ſichergeſtellt wird, iſt doch die Kor
toffel bei uns das Hauptnahrungsmittel für Menſchen und Tiere.
Die Kartoffelernten ſind aber ſchon in den letzten Jahren weit
hinter den Durchſchnittsernten vor 1914 zurückgeblieben, haupr-
ſächlich wohl auch inſolge der Kriegszwangs wirtſchaft. Nur dann
können wir hoffen, daß der Kartoffelbau im kommenden Früh-
jahr nicht noch geringer wird als 1918, wenn den Landwirten
Pflanzgut, Düngemittel und Arbeitskräfte in genügendem Um-
fange zu Gebote ſtehen. Werden dem Landwirt die Saatkar-
toffeln. wie das verſchiedentlich der Fall war. zu Speiſezwecken
fortgenommen, ſo muß er die Anbaufläche einſchränken. Infolge
der Lichtung der Viehbeſtände iſt in den meiſten Wirtſchaften
auch der Stal! an Menge und Beſchaffenheit zurückgegan-
gen, und künſtliche Düngemittel ſind bisher nur in ſehr geringer
Menge geliefert worden. Die Erwartung. daß nach Beendigung
des Krieges die neuen Stickſtoffwerke ausreichende Düngemittel
herſtellen würden, hat ſich nicht erfüllt. Wegen Streiks und
übermäßiger Lohnforderung der Arbeiter ſind viele Stichſtoff
rwwerke flillgelegt. Auch Kali und Kalk, welche die deutſche Erde
ſo reichlich birgt, werden dem deutſchen Kartoſfelbau nicht ge
liefert, weil auch hier die Arbeiter zum Teil verſagt haben, außer-
dem die Transportſchwierigkeiten ſtändig wachſen. Der Schaden,
den das Fehlen der für den Hackfruchtbau ſo notwendigen
Düngemittel verurſacht, könnte nur durch Milliarden-Ausgaben
für die Einfuhr wieder gut gemacht werden. Dieſer Milliarden
entbehren wir aber. Der Rückgang der Kartoffelerträge wird
alſo eine tatfächliche Hungersnot zur Folge haben. Hier helfen
keine Aufrufe, keine Flugblätter, kein gütliches Zureden; hier
muß die Regierung nachdrücklich eingreifen, wenn ſich die Ar
beiter weigern, in den Fabriken und Bergwerken ihre Schuldig-
keit zu tun. Würde ſofort eingegriffen, ſo könnte noch für die
Frühiahrsbeſtellung manches erreicht und jedenfalls zur Herbſt-
beſtellung die ausreichende Menge von Stickſtoff, Kalk und Kali-
ſalzen beſchafft werden. Geht es aber ſo weiter, wie in den
letzten Monaten, ſo werden wir in dieſem Jahre eine völlige
Mißernte haben, und würde auch für das nächſte Jahr die Ge
winnung der nötigen Kartoffeln. wie auch des otgetreides,
Zuckers, der Hülſenfrüchte und des Futters unmöglich gemacht.
Vor dem Kriege ſtanden der deutſchen Landwirtſchaft 400 000
fremde Wanderarbeiter zur Verfügung. während der Kriegsjahre
hunderttauſende von Kriegsgefangenen.,

e a

Künſtler! Auch für ſie gilt das Wort: Wenn ihr nicht ſeid wie die
Kinder

Vom Künſtlerherzen verſtand Frau Daſſel nichts, aber das Herz
des Kindes wußte ſie inſtinktiv zu faſſen d ſie verſicherte ein über
das andere Mal. ſie hätte erfahren, daß viele Jntereſſenten vor
handen geweſen ſeien.

„Na. und nun ſei gut, Fritz, äußere Sorgen brauchſt du nicht zu
haben. Und was deine Heirat anbetrifft, ſo will ich lieber allein zu
Papa hinübergehen. Warte hier!“

Die Angſt um den Sohn hatte ſie dazu gebracht, die Waffen zu
ſtrecken.

Zweieinhalb Stunden ſaß der Doktor, Maler und Bräutigam in
ſeinem engen Hotelzimmer. ſchritt auf und ab in Bitternis und Un-
geduld und mußte warten, während jenſeits des Korridors Herr
Daſſel tobte und wütete. Natürlich ſprach er von Enterbung und
Nichtmehranſehen wollen. von einem gepfefferten Brief an Hartig,
daß dieſer ſeinen Sohn an ſich gelockt. um eine Tochter unter die
Haube zu kriegen, „das alte, ſcheinheilige, ſchleichende, hochnäſige
Bureaugerippe“ uſw. Doch Frau Klara hielt ihm ſtand. Wie einſt
bei Hilde warf ſie ſich zur Schützerin der Neigung ihres Kindes auf
und ließ alle Minen ſpringen. Bis ſie ihren Eduard endlich ſo weit
hatte, zu erklären: „Gut! Da mag er ſie nehmen! Sein Geld kriegt
er weiter, aber nicht einen Pfennig mehr. Von der Hartigſchen Ge
ſellſchaft kommt mir aber niemand in mein Haus, auch nicht Fritzens
Jdealmadame. Zwiſchen meinem und ſeinem Hauſe wird es nie eine
Brücke geben! Mögen ſie in München bleiben. Baſtal! Jch werde
nie zu ihnen kommen

Mehr war nicht zu erreichen.
Abend ein Telegramm:

Herrn Geheimer Rat Hartig, Karerſee-Hotel.
Eltern willigen ein. Näheres ſpäter. Dr. Daſſel.
Am nächſten Tage wollte Fritz abreiſen, denn der Vater hatte

kein Wort mit ihm geſprochen. Nur auf Bitten der Mutter und Hil-
dens blieb er.

Am zweiten Tage, als Väter Daſſel ſeinen Sohn verſtohlen beob-
achtete wie dieſer ſich mit der vornehmen Exzellenz gegenüber an
der Tafel zu deren ſichtlichem Wohlgefallen unterhielt, wies er ihm
die Weinkarte und ſagte: „Suche dir was aus!“

Am dritten Tage paſſierte Herrn Daſſel ein Verſehen. Eine vor
nehme Damenerſcheinung ging auf der Kurpromenade an ihnen vor
über.

Seufzend ſchrieb Fritz am ſpäten

Gewiß Papa Wir haben ein und denſelben Geſchmack

Dank dem raſtloſen Fleiße und Pflichtbewußtſein der deu-

vier ſchweren Kriegsjahren durchzuhalten, obgleich unſer Vater

Die Verhandlungen in Trier und Spaa erwieſen.

„Mama, iſt das wahr?“ Seine Augen blitzten wieder. Oh, ihr

jetzt hat die deutſche

„Donnerwetter! Wunderſchön!“ ſagte er in Gedanken zu Fritz.

Landwirtſchaft keine Arbeiter, denn auch von denen, die vor
dem Kriege auf dem Lande arbeiteten, ſind ſehr viele nicht zurück
gekehrt, ſondern in den Städten geblieben und vermehren das
dortige Proletariat. Jetzt heißt es handeln! Soll der Kar
toffelbau nicht noch mehr eingeſchränkt werden, dann muß der
deutſchen Landwirtſchaft die Gewähr dafür geboten woerden,
daß ſie zur Frühjahrsbeſtellung genügende Arbeſtsfräfte bebal
und dieſe khr auch zur Kartoffelernte noch zur Verfügung ſtehen.
Im vorigen Herbſt ſind Mengen von Kartoffeln im Boden ge
blieben. weil die Arbeiter den Landwirten ſortliefen und von
a wiſſenloſen Stellen aufgefordert wurden, ihre Arbeit nieder

en; gerade diejenigen Landwirte waren die Leidtragenden,
die um der Volksverſorgung willen trotz der Ungunſt der Um
ſtände ihren Kartoffelbau i großem Umſange gufrecht erhalten
hatten. Solcher Gefahr kann ſich. der Landwirt nicht wieder
ausſetzen; er wird den Kartoffelbau vermindern; und damit
würde die Grundläge unſerer Volksernährung auf das ſtärkſte
erſchüttert. Was das bedeutet. ſollten jetzt auch die Kreiſe er
kennen, die in den Städten bei den Demonſtrationen tonan
gebend ſind. Die Führer der Arbeiterſchaft ſollten um ihrer
ſelbſt willen dazu beitragen, daß der Landwirtſchaft die unent
behrlichen Düngemittel und die notwendigen Arbeitskräfte zu
geführt werden. Geſchieht dies nicht. ſo wird im nächſten Jahre
eine große Kartoffelnot einſetzen und Tauſende von Städter
werden dem Hungertode verfallen. Noch iſt es Zeit, das dro
hende Geſpenſt der Hungersnot zu bannen; dazu gehört aber
das Verſtändnis und der gute Wille der maßgebenden Re
gierungsſtelſen.

Politiſche Rundſchar
Deutſches Reich

Das Schickſal Liman von Sanders.
Der engliſche Vorſitzende der Sitzung in Spaa vom 15. 3.

teilt auf dringende deutſche Anfragen mit. Liman von Sanders
und ſein Stab würden bis zur Friedenskonferenz. die über ſeine
Feſthaltung und Aburteilung entſcheiden werde, in Mal
ta zurückgehalten.

m an --7

Eine Botſchaft aus den Vereinigten Staaten.
Eine erfreuliche Botſchaft kommt verſpätet aus Amerifa:

Seit dem 23. Dezember v. J. hat die amerikaniſche Regierung
alle bisherigen Einſchränkungen der Bewegungsfreiheit der
feindlichen Ausländer in den Vereinigten Staaten aufgehoben.
Ausgeſchloſſen ſind hiervon die Einſchränkungen i Ein
tritt in und die Ausreiſe aus den Vereinigten Staaten. Ge
fährliche feindliche Ausländer werden weiter interniert, und ſo
weit ſie noch nicht interniert ſind, behält das Juſtizminiſterium
das Recht zu ihrer Jnternierung.
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Ententeangehörige in Deutſchland.
Die Zahl der militäriſchen und zivilen Kommiſſfionen

der Entente, die ſeit November Deutſchland bereiſten, hat
einen auffallenden Umfang angenommen. Wie wir
hören, iſt die Frage im Kabinettsrat geprüft und dahin ent
ſchieden worden, daß von jetzt ab kein Angchöriger der Alliier-
ten ohne beſondere Erſaubnis der Waffenſtillſtande-
kommiſſion Deutſchland bereiſen darf. Dieſer Beſchluß dürfte
allgemeiner Zuſtimmung ſicher ſein. denn die Entente hat ſeit
November Zeit genug gehabt zum Studium der deutſchen Wirt
ſchaftslage. Wir brauchen heute keine Studienkommiſſionen
mehr, ſondern Brot und Frieden

Die Bildung von Einwohner
Gegenüber Angriffen der „Freiheit“, die beſagen, daß die

Regierung bewaffnete Bürgerwehren ſchaffe, während ſie gleich
zeitig für die möglichſt reſtloſe Entwaſfnung der Arbeiter ſorge,
wird von zuſtändiger Seite mitgeteilt. daß die jetzige Regierung

Am vierten Tuge gab Hilde den Bruder einen heimlichen Wirt
Sie hatte unabläſſig ſich bemüht Fritz beſſeres Wetter ber ihrem
Vater zu verſchaffen Daſſel ging mit dem Brautpaar pujferen.
Fritz ſchloß ſich an. Seine Laune war beſſer geworden. Er glaubte
wirklich. di Nachfrage nach ſeiten Beſchneiten Dolomiten“ wäre
enorm geweſen Der Sekretär der Ausſtellung hatte ibm auf feine
Anfrage hin geſchrieben, es wären mindeſtens drei Leute im Bureau
geweſen. die nach dem Preife gefragt hätten. Darunter ſogar ein
Kunſthändler

Als man ein gutes Stück Wegs gegangen war, blieben Hilde
und Max leiſe zurück. um Blumen zu pflücken. Vater und Sohn
waren allein

Da das Brautpaar auf ſich warten ließ, ſetzte ſich Herr Dafſſe
auf eine Promenadebank.

Nach einer Pauſe begann Fritz:
„Lieber Vater. ich werde morgen abreiſen!“
„So“ Wohin denn
„Nach München!“
„Na, dann grüß mir deinen Schwiegervater.“

Fritz ſuchte die höhnende Jronie des Vaters dadurch zu parieren,
daß er ſie abſichtlich mißverſtand

„Herzlichen Dank, lieber Papa, das wird prompt und gern ge
ſchehen

Herr Daſſel kollerte auf:
„Du biſt wohl verrückt
Wieder eine Pauſe. Darauf Fritz, indem er mit ſeinem Spazier-

ſtock Figuren in den Sand zeichnet:
„Papa möchteſt Du mir nicht ſagen, was eigentlich der Grund

deiner Feindſchaft mit dem alten Hartig iſt? Schon als ein erwach-

ſener Jch habe Mama umMitteilung gebeten, was ſie gegen Hartigs habe, und ſie konnte nichts
weiter angeben, als daß der Grund des Haſſes zwiſchen den Vätern
liege, und eine gehorſame Frau müſſe daran teilnehmhen

„Wer iſt eine gehorſame Frau? Mutter oder die Hartig'n?“
„Mutter.“
So? Na ja! Freut mich.“
„Jch habe auch Hilde gefragt, ob ſie die Töchter nicht keiden

könne. Hilde ſagte, ſie kenne ſie nur vom Anſehen. Alſo beruht der
Zwiſt nur auf euch beiden, dir und dem geheimen Rat. Und wenn
ich nachforſche, ſo kenne ich eigentlich gar keinen Grund deinerſeits,
als eine Lappalie, nämlich die Hundegeſchichte in den Tagen welner
Kindheit.“

Fortſetzung ſolas)
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mit allem Nachdruck abgelehnt habe, ihre Zuſtimmung zur
fung beſonderer Bürger Studenten oder Bauernwehrenerteilen. Bei der Silbung von Ei iſt in
m Falle beſtimmt worden, daß alke Bevölkerungs-
aſſen heranzuziehen ſeien. o zum Schutze der Bevölke
g gegen Raub und Plünderung die Einwohner eines Ortes
geruſen werden, haben die Arbeiter nicht nur die Möglichkeit,
dern auch die ſtaatsbürgerliche Pflicht, ſich zur Verfügung zu

len.
Vom Auslande

Ausſchaltung der deutſchen Banken in der Türkei.

Nach Pariſer Meldungen aus Konſtantinopel haben die
iierten von der türkiſchen Regierung die Liquidation
ſtlicher in der Türkei befindlichen deutſchen und öſter
ichiſchen Bankem gefordert. Das geſamte Perſonal
er Jnſtitute ſoll nach Deutſchland und Oeſterreich zurück

andt werden.

Kein Selbſtbeſtimmungsrecht für Jrland.

Nach Newyorker Berichten erklärte Taft in einer Rede,
ß das Selbſtbeſtimmungsrecht für die Bevölkerung der bal-

tiſhen Provinzen und des Balkans gelten müſſe, aber nicht für
Jrland, über deſſen Los England allein zu beſchließen
Habe.

Aus Stadt und Umgebung
Bunter Abend im V. D. H.

Der bunte Abend, den der Kreisverein Merſeburg im V. D. H.
Oclgig am kommenden Sonnabend, den 22 März, im Saale des
RNenen Schützenhauſes reranſtalter, verſpricht eine Reihe erleſener Ge
nüſſe. Das Programm bringt Lieder zur Laute, Geſangsvorkräge
und Rezitationen, Ernſtes und heiteres, in bunter Fülle. Als Mit
wirkende ſind die Damen Ckarlotte Reiniſch, Merſeburg (Geſagg)
und Hedda Wardegg, Leipz' (Rez.) und die Herren C. Schreiber,
Leipzig (Lieder zur Laute) L. Th. Weber (Klavier) und Rovert
Lattner Violine) gewonnen. Sämtlichen Mitwirkenden geht ein
guter künſtleriſcher Ruf voraus. Nach uns vorliegenden Kritken
namhafter Blätter iſt Fräulein Hedda Werdegg ein energiſches,
ſtardes Talent, berufen, eine Reform der Nedekunſt durchzuführen.
Unerer heimiſchen Künſtlerin. Frl. Charlotte Reiniſch werden

Iänzendes Stimmaterial und vortreffliche Technik nachgeſprochen.
Der Beſuch kann nur empfohlen werden

Ueber die Lage der Schwerkriegsbeſchädigten

und die Art der Fürſorge herrſchen vielfach verkehrte Meinungen. Es
iſt wicht richtg, dieſe Leute ohne Not an beſtimmten Stellen anzuſam-
meln. Solange ſie noch Familienpflege haben, iſt es am beſten, ſie
dort zu laſſen. Wenn möglich, iſt auch die ſchwächſte Kraft einem Be
ruf zuzuführen, da eine angemeſſene Beſchäftigubng das Gefühl der
Befriedigung weckt und trübe Gedanken ablenkt. Nur diejenigen
find in Anſtalten unterzubringen, die keine Familienpflege finden
pder datrch ihr Leiden derart beeinträchtigt ſind, daß ſie beſonderer
Verhältniſſe bedürfen. Dahin gehören die Schwergelähmten, Gicht-
ſchen, Gequeiſchten und dadurch unreinlich Gewordenen. Die Zahl
dieſer Pflegebedürfligen wird mit den Jahren bedeutend wachſen,
da die Kriegsſtrapazen und die Unterernährung frühzeilige Greiſe
ſchaffen. Viele Leute werden im Alter von 40 bis 50 Jahren Erſchei
nungen zeigen, wie ſie ſonſt nur im hohen Alter zum Vorſchein kom
nen. Dann werden die Kriegsbeſchädigten zu Tauſenden bei den
Anſtalten anklopfen und Aufnahme begehren. Jm Hinblick darauf
wird allenthalben die Schaffung von Fürſorgeheimen angeſtrebt, da-
mit in der größten Not keiner der tapferen Vaterlandsverteidiger ohne
Heimat ſei. Das erſte Haus dieſer Art iſt das Hohenzollernſtift zu
Magdeburg-Cracau, das einſtweilen noch als Lazarett dient, nach Auf-
en wer aber der bezeichneten Aufgabe ganz zugeführt wer-
den ſo
Die Arbeitsvermittklung deutſcher Arbeitskräfte für die Landwirtſchaft

macht in der Provinz Sachſen und Anhalt trotz der erheblichen ent-
gegenſtehenden Schwierigkeiten gute Fortſchritte. Die Unluſt der Ar
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Bekanntmachung
über den Wegfall der Zuſatzbrotwarken.

Nachdem das Reichsernährungsamt verfügt hat, daß ſämt-
Liche Lebensinittelzulagen für Schwer-, Schwerſt- und Rüſtungs-
abeiter in Wegfall kommen, werden vom neuen Bro verſor-
gungszeitraum ab von den Ortsbehörden keine Zuſaßzbrot-
marken mehr ausgegeben. Die nach dem Erkaß des Reichs-
ernährungsamtes jetzt noch als Schwer- bezw. Schwerſtar-
beiter geltenden Perſonen (Bergarbeiter und beſtimmte Eiſen-
bahnbedienſtete) erhalten die Zuſatzbrotmarken durch ihre
Dienſtſtelle

Merſeburg, den 18. März 1919.

c

t Der Laudrat.
J Nr. 1346 K. V.

Unterm 16. Januar 1919 iſt folgende Anordnung veröffentlicht
vorden:

„Auf Grund des S 1 der Verordnung über die Zurückführung von
Waffen und Heeresgut in den Beſitz des Reiches vom 14. Dezember
1818 Reichsgeſetzblatt Seite 1425 und der dazu ergangenen
Ausführungsbeſtimmungen des Minifteriums des Jnnern hat der Herr
Regierungspräſident angeordnet, daß alles Heeresgerät, (das ſind
alle Cegenſtände, bei denen nach den Umſtänden anzunehmen iſt, daß
ſie aus Beſtänden der Heeresverwaltung ſiammen) in deſſen Beſitz
ſich jemand unbefügter Weiſe befindet, unverzüglich an die Orkspol zei
behörden oder in Orten, in denen ſich Garniſonen befinden, an die
militäriſchen Stellen abzuliefern iſt. Jn unbefuglem Beſitz von Heeres-

ut befindet ſich jeder, der ohne den Willen der Regierung odver der
ihr unterſtellien Draane den Veſitz von Heeresgevät erlangt hat oder
erhält.

Rechtmäßzige Uebertragung des Beſitzes mit Willen der Regierung
liegt nur dann vor, wenn die Uebertragung durch die Reichsregierung
oder mit deren Zuſtimmung durch die Landesregierung und deren
Behörden erfolgt iſt. Andere Organe, wie z. B. Arbeiter und Sol-
datenräte ſind zur Uebertragung von Heeresgut nicht befugt, es ſei
denn, daß die Ueberkragung gutgläubig im Einvernehmen oder mit
nachiröäglicher Genehmigung der Regierung erfolgt iſt.

Als Heeresgut kommen eben Waffen und Munition hauptſäch-
lich Fahrzeuge, insbeſondere Kraftfahrzeuge, Pferde und militäriſche
Bekleidungs und M rüſtungstücke in Betracht.S a vFür die friſtgemäße Ablieferung eines Panzerkrafiwagens wird
eine Belohnung von 1000 Mk. gewährt, die gegen eine Beſcheinigung
der abnehmenden Behörde vom Reichsverwertungsamt gezahlt wird.

Als Termin für die Ablieferung von Heereswaffen und Heeres
munition hat der Her Regierungspräſident in Merſeburg den 18.
Januar 1919 beſtimmt. Alle Heereswaffen und Munition ſind dem-
nach am 18. Januar 1919 bezw. ſofort nach Verkündung dieſes bei
den Ortspolizeibehörden Alles andere Heeresgerät iſt auf

Anweiſung des Herrn Regierungspräſidenten in Merſeburg am
1. Februar 1919 bei den Ortspolizeibehörden abzuliefern.

Wer ſich nach dem Ablauf der Friſt noch unbefugter Weiſe im
Beſitz von Heeresgut befindet wird unbeſchadet einer nach den allge
meinen Strafgeſetzen wegen der undefugten Aneignung etwa bereits
verwirkten Strafe, wegen Unterlaſſung der angeordneten Ablieferung
mit Gefängnis bis zu 5 Jahren und mit Geldſtrafe bis zu 100 000 Mk.
oder mit dieſer Strafen beſtraft. Wer dagegen der angeordneten

ſich

Städten

beitfuchenden zur Aufnahme von Laudarbeit nimmt merklich ab, zumali n n ne weitverbreiteten irrigen Meinung auch in den
Leute definden, die zur Landarbeit ſehr wohl geeignet

ſind, weil ſie ſchon früher einmal in der Landwirtſchaft tätig waren
Aber auch Verſuche mit großſtädtiſchen Arbeitskräften aus der Pro-
vinz und aus anderen Gebieten des rheiniſche weſtfäliſchen Jnduſtrie
gebietes, aus dem Vogtland uſw. ſind mit Erfolg gemacht worden.
In vielen Fällen aber ſcheitert die Beſchaffung der Arbeitskräfte
noch an den ungeeigneten Unterkunfisbedingungen, da leider noch
nicht alle Landwirte ſich entſchloſſen haben oder im Stande geweſen
ſind, die Räume, in denen die Polen und Kriegsgefangenen unkerge
bracht waren. angemeſſen herzurichten. Es ſei daher nochmals darauf
hingewieſen, daß der Erfolg der Arbeitsvermittlung ganz weſent
lich von der Herrichtung geeigneter Unterkünfte, die auch den Anſprü
chen deutſcher Arbeitskräfle genügen, abhängt. Beſonders erleich
tert wäre die Beſchaffung Arbeitskräfte, wenn der Arbeitgeber
volle Verpflegung gewährt.

Reichsbund der Kriegsbeſchädigten.
Die Orisgruppe des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten und

ehemaligen Kriegsteilnehmer hielt geſtern abend in der „Funken
burg eine ziemlich ſchwach beſuchte öffentliche Verſammlung ab, in
der Geſchäftsführer Bietz aus Weißenfels über die Tagesordnung:
„Die Kriegsbeſchädigten und Kriegsteilnehmer und ihre kameradſcha
liche Hilfe gegenüber den Kriegshinterbliebenen“ referierte.

Der Referent entwarf ein breit angelegtes Bild der Kriegsbe-
ſchädigten- und Hinterbliebenenfürſorge, wie ſie ſich auf der Grund
lage des Verſorgungsgeſehes von 1996 entwickelt hat, deſſen Beſtim
müngen er als völlig ünzureichend, insbeſondere für die erſt im Kriege
Soldat gewordenen, bezeichnet. Die Mängel dieſes Geſetzes und die
Art ſeiner Ausführung im einzelnen beleuchtend und kriliſierend, er
läuterte er der zum großen Teile aus Kriegswittwen beſtehenden Zu
hörerſchaft eingehend das ſozialiſtiſche Programm des Bundes.
Rach ſeinen Ausführungen hat der Reichsbund vor allem folgen
des erſtrebt: Die Teuerungszulagen müſſen nicht gur den 59—1004
Erwerbsunfähigen, ſondern allen Kriegsbeſchödigten gewährt werden.
Verſorgungsberechtigt müſſen auch die Kriegsteilnehmer fein, deren
altes Leiden ſich im Kriege verſchlimmert hat. Die Verſtümmelungs-
zulag rruß auch den einſeitig Erblindeten gezahlt werden. Die Feſt
ſetzung der Renten muß durch Spruchinſtanzen erfolgen, in denen
Kriegsbeſchädigte Sitz und Stimmen haben. Die Kriegshinterbliebe-
neſrrenten ſind völlig unzureichend. Jn die Hinterbliebenenfürforge-
ſtelle gehören Leute, die ſich in das Seelenleben einer Frau und
Mutter, der der Ernährer entriſſen iſt, hineinverſetzen können. Den
Kindern der Gefallenen muß die Erziehung der Multer erhalten
bleiben, damit ſich in ihnen nicht Inſtinkte feſtſetzen, wie ſie ſich bei
den Vorgängen in den letzten Monaten gezeigt haben. Befreiung
von Schulgeld, freie ärztliche Behandlung und freie Heilmittel und
Skeuerfreiheit ſind weitere Forderungen für die auf Rente angewje
ſenen Kriegshinterbliebenen. ber dies bedarf reichegeſetzlicher Re
gelung. Ein Teil der Forderungen iſt nach den Ausführungen des
Redners durch die neue Regierung bereits erfüllt, insbeſonder ſind
eine Reichs und Landesſpruchinſtanz im Sinne der Forderungen des
Vunds geſchaffen worden. Die Kriegsbeſchädigten- und Hinterblie
benenwerſorgung wird demnächſt grundlegend geänder. Weiter wird
gefordert, daß der Overationszwang beſeitigt und daß bei der Beſchaf
fung orthopädiſcher Hilfsmittel raſch und mit weniger Bürokratisnmmis
verſehen wird. Die Amſtellung der Kriegsbeſchädigten und ihre aus-
reichende Bezahlung ohne Abzug der Rente muß dringend verlangt
werden. Der Redner wies darauf hin, daß in den Leunawerken
trotz dringender Vorſtellungen immer noch Renten bei der Lohnzah-

lung in Abzug gebracht würden. Trotzdem dort Arbeiterräte beſtänden
habe man diesbezügliche Anfragen an die Werke nicht einmal beant

Dringlich ſind auch die Forderungen zur Bereitſtellung von
Bei der Ver

wortet.
Wohnungen und Bekämpfung des Wohnnungsweſens.
teilung der für die Kriegsbeſchädiglen- und Hiniterbliebenenſfür orge
geſammelten Gelder, insbeſondere der Ludendorffſpende, will der
Bund gehört werden. Zum Schluß wies der Redner darauf hin, daß
daß der Bund ſtrikte parteipolitiſche Neutralität beobachte und kein
Parteigezänk in ſeinen Reihen dulde. Leider ſei durch den Beamten
ſireik auch in Merſeburg die Auszahlung der Renten verhindert wor
den. Das ſei eine ungerechtfertigien Härte gegenüber den ärmſten
der Armen geweſen.

Nachdem der 1. Voſitzende Herr Schneider dem Nedner den
Dank der Verſammlung ausgeſprochen hatte, ſchilderbe in der Diskuf
ſion der 2. Vorſitzende, Herr Hübner die Verhältniſſe in Merſeburg
und betonte, daß fich der Bund bis jetzt nicht der Gunſt der ſtädtiſchen
Behörden erfreut habe. Er ging noch einmal auf das Verſagen der
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Runmehr werden hiermit alle oben bezeichneten Gegenſtände,
welche bis 20. Februar 1919 nicht abgeliefert worden ſind, als ver
fallen er Tärt; Perſonen, die noch im Veſitz ſolcher Gegenſtände be
treffen werden, haben die oben angegebene gerichtliche Beſtrafung zu
gewärtigen. Hausſuchungen werden angeordnet werden.

Merſeburg, den 14. März 1919.
Der Vorſitzende des Demobilmachungs-Ausſchuſſes.

L. 2588. Freiherr v. Wilmowski.
Bekanntmachung.

Bei dem eiligen Rückmarſch ſind eine große Anzahl S. O. 2-
Stahlflaſchen (zur Rändebekämpfung) verloren gegangen. Es
iſt anzunehmen, daß nicht nur bei ben einzelnen Trudtpen-
teilen, bei denen Feldpferdelazarette demobil gemacht ſind,
ſondern auch bei den Zisvilb hörden (Gemeindevorſteher,
Landratsämter uſw.) ſolche Flaſchen abgegeben worden ſind.
Die Korpsveterin re haben die Anzahl der bei den einzelnen
Stellen lagernden Flaſchen feſtzuſtellen und der Gasabteilung
des Hauptveterinär-Depots, der die Verſügung über alle S.
O. 2-Flaſchen, ſoweit ſie nicht in den Räudepferdelazaretten
gebraucht werden, allmählich nach den Veterinär-Depots der
Heneraglkommandos zuſammenzuzlehen. Die Stäahlflaſchen
ſind daran kenntlich, daß in ihrem oberen Teile die Worte
„Hanpiveterinärdepot“ und „S. O 2“ eingeprägt ſind.

Berlin W 65, den b. März 1919.
Leipzigerſtraße 5.

Kriegsminiſterinm.

Veröffentlicht mit dem Bemerken, daß alle im hiefigen
Kreiſe etwa zurückgelaſſenen, bezw. abgegebenen S. O. 2-Stahl-
flaſchen baldigſt dem Veterinär-Depot IV. K. A. Magdeburg,
Haudelshafen, Schuppen Weſt zu überweifen ſind.

Das Vorhandenfein von 8. O. 2-Stahlſfiaſchen iſt mir bis
zum 28. d. Mts. anzuzeigen.

Merſfeburg, den 150. März 19 9.
Der Laundrat.

Frhr. von Wilmowski.
Bekanntmachung.

Jn der Zeit von 1. Mai bis 15. Juni d. Jrs. ſollen im
ganzen Kreiſe zur Erhaltung der Schweinebeſtände Maſſen-
ſchutzimpfungen gegen die Rotlaufſeuche bei Schweinen von
den Herren Tierärzten:

J. Tierarzt Dr. Mieriſch- Schkeuditz
2. Schwarz-MarkranſtädtKFKohlLützen

4. Thomas-Pegau5. Stephan-Wierſeburg
6. Herfurth- Merſeburg
7. Günther- Merſeburg8. Meißner- Schafſtädt
o. Flietner-Benkendorf

fei, ausgeſetzt werden mußte. Die

u agrup en in ageaus ehnsweiſe beſchafften Mitteln in Höhe von 1500 Mark unter
apt habe. Er forderte zum Schluß zur Gründung einer Sektion
ür Kriegshinterbliebene auf. Hauptkaſſenbuchhalter

Stadtverordneter El z e teilte zur Aufklärung mit, daß die Rentenzah-
lung während des Slreiks lediglich aus techniſchen Gründen und weil
infolge der Abſchnürung des Verkehrs kein Geld vorhanden ſen

frage der Wohnungsbeſchaffung
durch die Stadt ſei bisher hauptſächlich an dem Mangel an Rohſtoffen
geſcheätert, es wrede aber alles getan, um Abhilfe zu ſchaffen. Von
dem Referenten angeführke Fälle, in denen Kriegswitwen als Mieter
hart behandelt worden ſind, dürften nicht verallgemeinert werden Viele
Hausbeſitzer hätten ſich in dieſer Hinſicht ſehr entgegenkommend ge
zeigt. Jn Merſeburg würden Hinterbliebene auch nicht zur Zahlung
von Kommungalſtener auf Grund des finanziellen Steuergeſetzes her
angezogen. Herr Liebmann, der Leiter der hiefigen amtlichen
Fürſorgeſielle, verwahrte fich unter lebhafter Zuſtimmung der anweſen
den Kriegswitwen dagegen, daß die Fürſorgeeinrichtung in Merſeburg
nicht im rechten Sinne gehandhabt werde. Während des Streiks ſeien
auch verſchiedene Kriegerwitwen, die ſich an ihn gewandt halten,
durch die Fürſorge unterſtützt worden. Es ſprachen noch der Ver
treter der hieſigen Kriegsbeſchädigtenfürorge, Herr Germer, und
Herr Albrecht, worauf der erſte Vorſihende nach einem Schluß-
wort des Herrn Vietz mit der Mitteilung ſchloß, daß der neuge-
n Sektion für Kriegshinterbliebener bereits 30 Mitgliede

igetreten ſeien.

Erhöhung der Teuerungszulagen.

Wie aus parlamentariſchen Kreiſen verlautet, follen vom 1. Ja-
nuar 1919 an die Teuerungszulagen für Beamte erhöht werden. Es
erhalten unverheirakete Beamte ohne eigenen Hausſtand 1620 Mk.,
un verheiratete Beamte mit eigenem Hausſtand und verheiratete Be
amte ohne Kinder 2040 Mk. verheiratete Bechn'e mit einem Kinde
2520 Mk., mit zwei Kindern 3000 Mk., mit drei Kindern 3480 Mk,
mit vier Kindern 3960 Mk., mit fünf Kindern 4440 Pik. gezahlt. Die
ſeit dem 1. Januar gezahlten Kriegstenerungsbezüge werden bei der
Nachzahlung angerechnet.

Die Urlaubserteiling in den Schulen.

Nachdein die bisher durch die Geiſtlichen gusgeübte Or 'sſchul-
gufſicht überall auf die Kreisſchulinſpeltoren übergegangen iſt, hat der
Regierungspräſident das Recht der Urlaubserteilung den Schul
leitern und Lehrern übertragen und die Befngnifſe eingehend
feſtgelegt.

reſte für Ka fee Erſatz inittel.

Der Zivilbevölkerung konnten ſeither
Erſatzmittel zugeführt werden, da der reine Gerft
an die Heeresverwaltung ging. Durch den geringeren Bedarf der
letzteren wird künflig auch der Zivilbevölkerung wieder eiwas reiner
Gerſtenkaffee zugeführt werden können. Dies macht eine
Regelung der Höchſtpreiſe für Gerſtentaffe nötig. Eine Verordnung
des Reichsernährungsminiſers ſetzt die Preiſe für KafferErfahz aus
Getreide oder Malz, alſo für Gerſtentaffee auf dielelbe Höhe, wie ſie

für die gewöhnlichen ſogenannten gemahlenen Kaffee-Srjatzmittel
ſchon jetzt beſtehen. Es beſteht alſo künftig ein CEinheitsböhiereis für
KaffeeCrſatzmittel in der Höhe der derzeiligen Höchſlpreiſe für ge-
mahlene Kaffee-Erſatzmittel. Dieſe betragen im Kleinhandel bekannt-
lich 1,16 Mk. für 1 Pfund gevackte bezw. 1,12 Mk. für 1 Pfund loſe
MWare. Die beſondere Preisfeft'etzung für Feigenkaffe und Kaffee
Eſſengzen durch den Kriegsausſchuß bleibt hierdurch vnberührt.

z er mee e e e SFgaehlatt (Greiahlatt)Merſeburger Tagehlatt (Greie hat.

Folgende Vertretun en un nehmen
Anzeigen und Beellungen

entgegen.
Dürrenberg: Kaufmann Strümpel.
Litzen: Kaufmann Hefnichen.
Schla debach: Kaufmann Heinze

meee e e
vorgenommen werden. Die Ko en für das Serum trägt der
Kreis. Die Koſten für die Schutzimpfun en mit 1 Mk. pro
Schwein hat der Beſitzer zit tragen.

Jch erſuche die Beſitzer von Schweinen, namentlich von
Kleinbeſtänden, die Zahl der Schweine dei den Mantitraten,
Herren Guts- und Gemeindevorſtehern zur Schutzimpfung
bis Ende April d. Jrs. auzumelden. Beriützmnis der Mel
dung hat zur Folage, daß das Serum vom Beſitzer bezahlt
werden muß und die Jmnpfſgebühr erhöht wird. Die Magi-
ſtrate, Herren Guts und Gemeindevorſtehrr erſuche ich die
Anmeldung entgegenzunehmen, die er eichniſſe aufzuſtellen
und ſie den Herren Tierärzten bis 1. Mai d. Jrs. zu über
ſenden.

ſie Gemeinden ſind gehalten, bei der Schutzimpfunz
zwei Hilfsmannſchaſten zu ſtellen.

Merſeburg, den 19. März 199.

Frhr. von Bilmowski.
Bekanntmachung

Nr. F. R. 6972. 109. K. R A.
Jm Auftrage des Reichsminiterinms für die wirtſchaft

liche Demobilmachung wird falgendes angesrdnet:
Artikel 1.

Die von den Kriegsminiſerien oder den Militärsefehls-
habern erlaſſenen, den Betroffenen namentlich zugeſtelten
Verfügungen Nr Bst. m 18300/8. 18 K. R A., betreffend Be-
ichlagnahme und Beſtandserhebung von Berbſtoffen, werden
hiermit aufgehoben.

Artikel 2.
Dieſe Bekanntmachung tritt am 5. März 1919 in Kraft.
Berlin, den 5. März 191..

Kriegs-Rohſtoff-Abteilung.
J. B-Hedler.

Fleiſchverkauf auf der Freibank
findet am 21. März 1919

vorm. von 8—-11 Uhr auf die Ordnnngsnummern 44514750
ſtatt.

Merſeburg, den 20. März 1919.
L.-A. i. 284/19. Das ſädtiſche Lebensmittelamt.

Roßfleiſch- und Fleiſchwaren-Beraauf
findet am 21. März 1919

bei Hofſfmann, BVrühl Nr. 6
nachm. von 2—-3 Uhr auf die Ordnungsnummern 14011380

1591 1600
ſeit Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch be

eht nicht.
Merſeburg, den 20. März 1919.

L-A. i 283719. Das ſtädtiſche Lebensmittelamt.

Leſt die amtlichen Bekanntmachungen

S
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